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 Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung:  

Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung 
Artikel XXXVI Artikel XXXVI 

Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Gerichtsferien finden keine 
Anwendung auf die Angelegenheiten des strafgerichtlichen und des außerstrei-
tigen Verfahrens. Das Gericht kann jedoch während der Gerichtsferien in An-
gelegenheiten des außerstreitigen Verfahrens, mit Ausnahme von Grund-
buchssachen, Entscheidungen oder Verfügungen unterlassen, soweit eine 
schleunige Erledigung nicht erforderlich ist. 

Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die verhandlungsfreie Zeit fin-
den keine Anwendung auf die Angelegenheiten des strafgerichtlichen und des 
außerstreitigen Verfahrens. Das Gericht kann jedoch während der verhand-
lungsfreien Zeit in Angelegenheiten des außerstreitigen Verfahrens, mit Aus-
nahme von Grundbuchssachen, Entscheidungen oder Verfügungen unterlas-
sen, soweit eine schleunige Erledigung nicht erforderlich ist. 

Zivilprozessordnung 
§ 22. (1) Wer als Besitzer einer Sache oder eines dinglichen Rechtes ge-

klagt wird, sich aber in den Rechtsstreit nicht einlassen will, weil er im Namen 
eines Dritten zu besitzen behauptet, hat diesen (Auctor) sogleich nach Zustel-
lung der Klage aufzufordern, sich über sein Verhältnis zum Streitgegenstande 
oder zu dem in der Klage geltend gemachten Anspruch bei der vor dem Pro-
cessgerichte anberaumten ersten Tagsatzung zu erklären. 

§ 22. (1) Wer als Besitzer einer Sache oder eines dinglichen Rechtes ge-
klagt wird, sich aber in den Rechtsstreit nicht einlassen will, weil er im Namen 
eines Dritten zu besitzen behauptet, hat diesen (Auktor) sogleich nach Zustel-
lung der Klage aufzufordern, sich über sein Verhältnis zum Streitgegenstande 
oder zu dem in der Klage geltend gemachten Anspruch binnen vier Wochen 
mit Schriftsatz zu erklären. 

(2) Die Aufforderung an den Auctor und dessen Ladung erfolgt durch Zu-
stellung eines Schriftsatzes, welcher die zur Begründung dieser Aufforderung 
erforderliche Mittheilung über den eingeleiteten Rechtsstreit zu enthalten hat. 
Eine Ausfertigung dieses Schriftsatzes ist dem Kläger noch vor der ersten 
Tagsatzung mitzutheilen. 

(2) Die Aufforderung an den Auktor erfolgt durch Zustellung eines Schrift-
satzes, welcher die zur Begründung dieser Aufforderung erforderliche Mittei-
lung über den eingeleiteten Rechtsstreit zu enthalten hat. Eine Ausfertigung 
dieses Schriftsatzes ist dem Kläger mitzuteilen. 

§ 23. (1) Erkennt der Auctor bei der Tagsatzung das vom Beklagten be-
hauptete Verhältnis an, so kann er mit Zustimmung des Beklagten an dessen 
Stelle als Partei in den Rechtsstreit eintreten. Die Zustimmung des Klägers ist 
hiezu nur insoweit erforderlich, als derselbe Ansprüche geltend macht, welche 
durch das zwischen dem Auctor und dem Beklagten bestehende Vertretungs-
verhältnis nicht berührt werden. 

§ 23. (1) Erkennt der Auktor das vom Beklagten behauptete Verhältnis an, 
so kann er mit Zustimmung des Beklagten an dessen Stelle als Partei in den 
Rechtsstreit eintreten. Die Zustimmung des Klägers ist hiezu nur insoweit er-
forderlich, als derselbe Ansprüche geltend macht, welche durch das zwischen 
dem Auktor und dem Beklagten bestehende Vertretungsverhältnis nicht be-
rührt werden. 

(2) Infolge der Übernahme des Processes durch den Auctor ist der Beklagte 
auf seinen Antrag durch Beschluss des Processgerichtes von der Klage zu ent-
binden (§ 241). Kommt hingegen bei der ersten Tagsatzung ein Einigung we-
gen der Übernahme des Processes durch den Auctor nicht zustande, so kann 
der Beklagte die Einlassung in den Rechtsstreit nicht weiter verweigern. 

(2) Kommt infolge der vom benannten Auktor abgegebenen Erklärung eine 
Einigung der Beteiligten in Ansehung der Übernahme des Prozesses durch den 
Auktor zustande, so hat der Vorsitzende auf entsprechenden Antrag den Be-
klagten noch vor der vorbereitenden Tagsatzung von der Klage zu entbinden. 

§ 24. (1) Erscheint der Auctor trotz gehöriger Ladung bei der anberaumten 
ersten Tagsatzung nicht, bestreitet er die Behauptung des Beklagten oder er-

§ 24. (1) Erstattet der Auktor trotz gehöriger Aufforderung keinen Schrift-
satz, bestreitet er die Behauptung des Beklagten oder erklärt er sich in seinem 
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klärt er sich bei der Tagsatzung überhaupt nicht, so ist der Beklagte berechtigt, 
sich durch Befriedigung des Anspruches des Klägers von der Klage zu befrei-
en. 

Schriftsatz überhaupt nicht, so ist der Beklagte berechtigt, sich durch Befriedi-
gung des Anspruchs des Klägers von der Klage zu befreien. 

(2) … (2) unverändert. 

§ 27. (1) … § 27. (1) unverändert. 
(2) Der Abs. 1 findet – vorbehaltlich des § 29 Abs. 1 – keine Anwendung 

auf die Angelegenheiten, die von Gesetzes wegen ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes vor die Bezirksgerichte gehören, auf die erste 
Tagsatzung und, soweit dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt, auch 
nicht auf diejenigen Prozeßhandlungen, welche vor einem ersuchten oder be-
auftragten Richter, vor dem Gerichtsvorsteher oder Vorsitzenden eines Senates 
vorgenommen werden; der Abs. 1 gilt auch nicht für die in der Gerichtskanzlei 
vorzunehmenden Erklärungen und Handlungen. 

(2) Der Abs. 1 findet – vorbehaltlich des § 29 Abs. 1 – keine Anwendung 
auf die Angelegenheiten, die von Gesetzes wegen ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes vor die Bezirksgerichte gehören, und, soweit die-
ses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt, auch nicht auf diejenigen Prozess-
handlungen, welche vor einem ersuchten oder beauftragten Richter, vor dem 
Gerichtsvorsteher oder Vorsitzenden eines Senates vorgenommen werden; der 
Abs. 1 gilt auch nicht für die in der Gerichtskanzlei vorzunehmenden Erklä-
rungen und Handlungen. 

(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 

§ 31. (1) … § 31. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Der Rechtsanwalt kann sich ferner bei der ersten Tagsatzung (§ 239) 

und bei den im Zwangsvollstreckungsverfahren vorkommenden Vollzugs-
handlungen, Tagsatzungen und Einvernehmungen durch einen bei ihm ange-
stellten vertretungsbefugten Kanzleibeamten vertreten lassen. Wenn sich bei 
der ersten Tagsatzung die Notwendigkeit einer Erörterung oder Verhandlung 
gemäß § 239 Absatz 3 ergibt, kann der Richter die Tagsatzung nach seinem 
Ermessen auf Kosten des durch den Kanzleibeamten vertretenen Rechtsan-
walts erstrecken. Die Vertretungsbefugnis wird vom Ausschusse der Rechts-
anwaltskammer auf Antrag des Rechtsanwalts durch Ausfertigung einer Be-
glaubigungsurkunde gewährt. Sie kann vom Ausschusse jederzeit zurückge-
nommen werden. 

(3) Der Rechtsanwalt kann sich ferner bei den im Zwangsvollstreckungs-
verfahren vorkommenden Vollzugshandlungen, Tagsatzungen und Einver-
nehmungen durch einen bei ihm angestellten vertretungsbefugten Kanzleibe-
amten vertreten lassen. Die Vertretungsbefugnis wird vom Ausschusse der 
Rechtsanwaltskammer auf Antrag des Rechtsanwalts durch Ausfertigung einer 
Beglaubigungsurkunde gewährt. Sie kann vom Ausschusse jederzeit zurück-
genommen werden. 

§ 45. Hat der Beklagte durch sein Verhalten zur Erhebung der Klage nicht 
Veranlassung gegeben und den in der Klage erhobenen Anspruch sofort bei 
der ersten Tagsatzung anerkannt, so fallen die Processkosten dem Kläger zur 
Last. Er hat auch die dem Beklagten durch das eingeleitete gerichtliche Ver-

§ 45. Hat der Beklagte durch sein Verhalten zur Erhebung der Klage nicht 
Veranlassung gegeben und den in der Klage erhobenen Anspruch sofort bei 
erster Gelegenheit anerkannt, so fallen die Prozesskosten dem Kläger zur Last. 
Er hat auch die dem Beklagten durch das eingeleitete gerichtliche Verfahren 
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fahren verursachten Kosten zu ersetzen. verursachten Kosten zu ersetzen. 
§ 59. (1) Außer den beiden Fällen des § 58 muss der Antrag auf Sicher-

heitsleistung für Processkosten bei sonstigem Ausschlusse in der ersten Tag-
satzung und vor Einlassung in die Hauptsache gestellt werden. 

§ 59. (1) Außer den beiden Fällen des § 58 muss der Antrag auf Sicher-
heitsleistung für Prozesskosten bei sonstigem Ausschlusse gestellt werden, be-
vor der Beklagte zur Sache vorbringt (§ 74) oder mündlich verhandelt. 

(2) … (2) unverändert. 

§ 65. (1) Die Verfahrenshilfe ist beim Prozeßgericht erster Instanz schrift-
lich oder zu Protokoll zu beantragen. Hat das Prozeßgericht seinen Sitz außer-
halb des Bezirksgerichtssprengels, in dem die Partei ihren Aufenthalt hat, so 
kann sie den Antrag beim Bezirksgericht ihres Aufenthalts zu Protokoll erklä-
ren; im Fall des § 64 Abs. 1 Z 4 kann sie gemeinsam mit diesem Antrag die 
Klage, den Widerspruch gegen ein Versäumungsurteil (§§ 434, 442 a) oder 
den Einspruch gegen einen Zahlungsbefehl (§ 451) zu Protokoll erklären. 

§ 65. (1) Die Verfahrenshilfe ist beim Prozessgericht erster Instanz schrift-
lich oder zu Protokoll zu beantragen. Hat das Prozessgericht seinen Sitz au-
ßerhalb des Bezirksgerichtssprengels, in dem die Partei ihren Aufenthalt hat, 
so kann sie den Antrag beim Bezirksgericht ihres Aufenthalts zu Protokoll er-
klären; im Fall des § 64 Abs. 1 Z 4 kann sie gemeinsam mit diesem Antrag die 
Klage oder den Einspruch gegen einen Zahlungsbefehl zu Protokoll erklären. 

(2) … (2) unverändert. 

§ 73. (1) … § 73. (1) unverändert. 
(2) Hat die beklagte Partei vor Ablauf der Frist, innerhalb deren sie den 

Einspruch gegen einen Zahlungsbefehl (§ 451), den Widerspruch gegen ein 
Versäumungsurteil (§§ 397 a, 398, 442 a) einzubringen oder die Klage zu be-
antworten hätte, die Bewilligung der Verfahrenshilfe einschließlich der Beige-
bung eines Rechtsanwalts beantragt, so beginnt die Frist zur Einbringung des 
Einspruchs gegen einen Zahlungsbefehl, des Widerspruchs gegen ein Versäu-
mungsurteil oder der Klagebeantwortung frühestens mit der Zustellung des 
Bescheides, mit dem der Rechtsanwalt bestellt wird, beziehungsweise mit dem 
Eintritt der Rechtskraft des Beschlusses, mit dem die Beigebung eines Rechts-
anwalts versagt wird. Der Bescheid über die Bestellung des Rechtsanwalts ist 
durch das Gericht zuzustellen. 

(2) Hat die beklagte Partei vor Ablauf der Frist, innerhalb deren sie die  
Klage zu beantworten, den Einspruch gegen einen Zahlungsbefehl oder die 
Einwendungen im Mandatsverfahren und im Bestandverfahren einzubringen 
hätte, die Bewilligung der Verfahrenshilfe einschließlich der Beigebung eines 
Rechtsanwalts beantragt, so beginnt die Frist zur Einbringung der Klagebe-
antwortung, des Einspruchs gegen einen Zahlungsbefehl oder der Einwendun-
gen im Mandatsverfahren und im Bestandverfahren frühestens mit der Zustel-
lung des Bescheides, mit dem der Rechtsanwalt bestellt wird, beziehungsweise 
mit dem Eintritt der Rechtskraft des Beschlusses, mit dem die Beigebung eines 
Rechtsanwalts versagt wird. Der Bescheid über die Bestellung des Rechtsan-
walts ist durch das Gericht zuzustellen. 

(3) … (3) unverändert. 

§ 178. Jede Partei hat in ihren Vorträgen alle im einzelnen Falle zur Be-
gründung ihrer Anträge erforderlichen thatsächlichen Umstände der Wahrheit 
gemäß vollständig und bestimmt anzugeben, die zur Feststellung ihrer Anga-
ben nöthigen Beweise anzubieten, sich über die von ihrem Gegner vorge-
brachten thatsächlichen Angaben und angebotenen Beweise mit Bestimmtheit 
zu erklären, die Ergebnisse der geführten Beweise darzulegen und sich auch 
über die bezüglichen Ausführungen ihres Gegners mit Bestimmtheit auszu-

§ 178. (1) Jede Partei hat in ihren Vorträgen alle im einzelnen Falle zur Be-
gründung ihrer Anträge erforderlichen tatsächlichen Umstände der Wahrheit 
gemäß vollständig und bestimmt anzugeben, die zur Feststellung ihrer Anga-
ben nötigen Beweise anzubieten, sich über die von ihrem Gegner vorgebrach-
ten tatsächlichen Angaben und angebotenen Beweise mit Bestimmtheit zu er-
klären, die Ergebnisse der geführten Beweise darzulegen und sich auch über 
die bezüglichen Ausführungen ihres Gegners mit Bestimmtheit auszusprechen. 
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sprechen. 
 (2) Jede Partei hat ihre Vorträge so zeitgerecht und vollständig zu erstatten, 

dass das Verfahren möglichst rasch durchgeführt werden kann (Prozessförde-
rungspflicht). 

§ 179. (1) Die Parteien können bis zum Schlusse der mündlichen Verhand-
lung neue auf den Gegenstand dieser Verhandlung bezügliche thatsächliche 
Behauptungen und Beweismittel vorbringen. Solches Vorbringen kann jedoch 
vom Gericht auf Antrag oder von Amts wegen als unstatthaft erklärt werden, 
wenn bei sorgfältiger Berücksichtigung aller Umstände kein vernünftiger 
Zweifel darüber besteht, daß durch die neuen Angaben und Beweise der Pro-
zeß verschleppt werden soll, und die Zulassung des Vorbringens beziehungs-
weise der Beweise die Erledigung des Prozesses erheblich verzögern würde. 

(2) Dafern hiebei auch dem nicht berufsmäßigen Parteienvertreter ein gro-
bes Verschulden zur Last fällt, kann außerdem gegen denselben eine Ord-
nungsstrafe verhängt werden. 

§ 179. Die Parteien können bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung 
neue auf den Gegenstand dieser Verhandlung bezügliche tatsächliche Behaup-
tungen und Beweismittel vorbringen. Solches Vorbringen kann jedoch vom 
Gericht auf Antrag oder von Amts wegen zurückgewiesen werden, wenn es, 
insbesondere im Hinblick auf die Erörterung des Sach- und Rechtsvorbringens 
(§ 182a), grob schuldhaft nicht früher vorgebracht wurde und seine Zulassung 
die Erledigung des Verfahrens erheblich verzögern würde. Gegen den Be-
schluss ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

§ 180. (1) Die mündliche Verhandlung wird bei Gerichtshöfen von dem 
Vorsitzenden des Senates, dem die Rechtssache zugewiesen ist, geleitet. 

§ 180. (1) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Verhandlung, er 
erteilt das Wort und kann es demjenigen entziehen, der seinen Anordnungen 
nicht Folge leistet, er vernimmt die Personen, die zum Zweck der Beweisfüh-
rung auszusagen haben, und verkündet die Entscheidung des Senates. 

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Verhandlung, er ertheilt 
das Wort und kann es demjenigen entziehen, der seinen Anordnungen nicht 
Folge leistet, er vernimmt die Personen, welche zum Zwecke der Beweisfüh-
rung auszusagen haben, und verkündet die Entscheidungen des Senates. 

(2) Der Vorsitzende kann den Parteien auftragen, binnen einer ihnen 
gleichzeitig zu setzenden Frist Vorbringen zu erstatten, die als Beweismittel zu 
benützenden Urkunden und Augenscheinsgegenstände bei Gericht zu erlegen 
und den Vor- und Familiennamen sowie die Anschrift einzuvernehmender 
Zeugen bekannt zu geben. Kommt die Partei einem solchen Auftrag ohne ge-
nügende Entschuldigung nicht fristgerecht nach, so kann dieses Vorbringen 
auf Antrag oder von Amts wegen zurückgewiesen oder die Unterlassung im 
Sinne des § 381 gewürdigt werden. 

(3) Der Vorsitzende hat dafür Sorge zu tragen, dass die Sacheerschöpfende 
Erörterung finde, die Verhandlung aber auch nicht durch Weitläufigkeit und 
unerhebliche Nebenverhandlungen ausgedehnt und, soweit thunlich, ohne Un-
terbrechung zu Ende geführt werde. 

(3) unverändert. 

§ 181. (1) Wenn die Fortsetzung einer bereits begonnenen Verhandlung auf 
eine spätere Tagsatzung verlegt werden muß, hat der Vorsitzende nicht nur, 
sofern dies möglich ist, die neue Tagsatzung sofort zu bestimmen, sondern so-

§ 181. Wenn die Fortsetzung einer bereits begonnenen Verhandlung auf ei-
ne spätere Tagsatzung verlegt werden muss, hat der Vorsitzende nicht nur, so-
fern dies möglich ist, die neue Tagsatzung sofort zu bestimmen, sondern so-
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gleich von Amts wegen alle Verfügungen zu treffen, welche erforderlich sind, 
um die Streitsache bei der nächsten Tagsatzung erledigen zu können. Vor Er-
lassung solcher Verfügungen kann der Vorsitzende, wenn es ihm nötig 
scheint, eine Beschlußfassung des Senates einholen. 

gleich von Amts wegen alle Verfügungen zu treffen, welche erforderlich sind, 
um die Streitsache bei der nächsten Tagsatzung erledigen zu können. Vor Er-
lassung solcher Verfügungen kann der Vorsitzende, wenn es ihm nötig 
scheint, eine Beschlussfassung des Senates einholen. 

(2) Es kann insbesondere den Parteien aufgetragen werden, binnen einer 
ihnen gleichzeitig zu bestimmenden Frist die als Beweismittel zu benützenden 
Urkunden zur Einsicht für den Gegner bei Gericht zu erlegen, und Namen und 
Wohnort einzuvernehmender Zeugen bekanntzugeben. Wenn die Partei einem 
solchen Auftrage in der Absicht, den Process zu verschleppen, nicht nach-
kommt und die geforderten Beweismittel erst bei der fortgesetzten mündlichen 
Verhandlung vorbringt, so kann dieses Vorbringen vom Senate auf Antrag o-
der von amtswegen als unstatthaft erklärt werden, falls durch dasselbe die 
Fortführung der Verhandlung verzögert würde. 

 

§ 182. … § 182. unverändert. 
 § 182a. Das Gericht hat das Sach- und Rechtsvorbringen der Parteien mit 

diesen zu erörtern. Außer in Nebenansprüchen darf das Gericht seine Ent-
scheidung auf rechtliche Gesichtspunkte, die eine Partei erkennbar übersehen 
oder für unerheblich gehalten hat, nur stützen, wenn es diese mit den Parteien 
erörtert (§ 182) und ihnen Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat. 

§ 183. (1) … § 183. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Solche Erhebungen können selbst vor Beginn der mündlichen Verhand-

lung angeordnet werden, wenn zu besorgen ist, dass sich andernfalls für die 
Entscheidung wichtige Umstände nicht mehr feststellen ließen oder ein Be-
weismittel später nicht mehr oder doch nur unter erheblich schwereren Bedin-
gungen benützt werden könnte. 

(3) Solche Erhebungen können selbst vor Beginn der mündlichen Verhand-
lung angeordnet werden. 

§ 186. (1) … § 186. (1) unverändert. 
(2) Gegen die Entscheidung des Senates ist ein abgesondertes Rechtsmittel 

nicht zulässig. Gleiches gilt von den gemäß §§ 179 Absatz 1, 181 Absatz 2, 
und 184 Absatz 2, ergehenden Entscheidungen des Senates. 

(2) Gegen die Entscheidung des Senates ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig. Gleiches gilt von den gemäß §§ 180 Abs. 2 und 184 Abs. 2 er-
gehenden Entscheidungen des Senates. 

§ 193. (1) … § 193. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zugelassenen Beweise (3) Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zugelassenen Beweise 
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für geschlossen erklärt werden, wenn nur mehr die durch einen ersuchten 
Richter zu bewirkende Aufnahme einzelner Beweise aussteht und entweder 
beide Parteien auf die Verhandlung über das Ergebnis dieser Beweisaufnahme 
verzichten, oder der Senat eine solche Verhandlung für entbehrlich hält. In 
diesem Falle ist nach Einlangen der Beweisaufnahme-Acten ohne neuerliche 
Anordnung einer mündlichen Verhandlung die Entscheidung vom Gerichte zu 
fällen. 

für geschlossen erklärt werden, wenn nur mehr die außerhalb der Verhandlung 
zu bewirkende Aufnahme einzelner Beweise aussteht und entweder beide Par-
teien auf die Verhandlung über das Ergebnis dieser Beweisaufnahme verzich-
ten, oder der Senat eine solche Verhandlung für entbehrlich hält. In diesem 
Falle ist nach Einlangen der Beweisergebnisse oder, wenn die Beweisaufnah-
me infolge Säumnis der Partei unterblieben ist, ohne neuerliche Anordnung 
einer mündlichen Verhandlung die Entscheidung vom Gerichte zu fällen. 

§ 195. Die in den §§ 180 bis 194 dem Vorsitzenden des Senates und dem 
Senate beigelegten Befugnisse kommen im Verfahren vor Bezirksgerichten 
dem Einzelrichter zu, vor welchem die mündliche Verhandlung stattfindet. 

§ 195. Die in den §§ 180 bis 194 dem Vorsitzenden des Senates und dem 
Senate beigelegten Befugnisse kommen im Verfahren vor dem Einzelrichter 
diesem zu. 

§ 198. (1) … § 198. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Die Partei muss insbesondere auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht 

werden, dass infolge ihrer Entfernung gegen sie ein Versäumungsurtheil erlas-
sen oder das Urtheil in Gemäßheit des § 399 gefällt werden kann. 

(3) Die Partei muss insbesondere auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht 
werden, dass infolge ihrer Entfernung gegen sie ein Versäumungsurteil erlas-
sen werden kann. 

(4) … (4) unverändert. 
§ 205. (1) In einem gerichtlichen Vergleiche kann die Anerkennung eines 

Rechtsverhältnisses oder die Übernahme der Verbindlichkeit zu einer Leis-
tung, Duldung oder Unterlassung von der Ablegung eines vereinbarten Eides 
abhängig gemacht werden. Der Eid darf nur streitige Thatsachen zum Gegen-
stande haben. 

§ 205. aufgehoben. 

(2) Im Vergleiche muss die Tagsatzung, bei welcher der Eid abzulegen ist, 
oder doch die Frist bestimmt werden, innerhalb welcher die eidespflichtige 
Partei um Bestimmung dieser Tagsatzung einzuschreiten hat. Die Ablegung 
des Eides erfolgt vor dem richterlichen Beamten, welcher vom Vorsteher des 
im Vergleiche genannten Gerichtes mit der Abnahme des Eides beauftragt 
wird. 

 

§ 206. Den Parteien sind auf ihr Verlangen und auf ihre Kosten Ausferti-
gungen des Vergleichsprotokolles oder des den Vergleich enthaltenden Ver-
handlungsprotokolles zu ertheilen. Ebenso ist, wenn ein durch Vergleich ver-
einbarter Eid abgelegt wurde, der darum ansuchenden Partei eine Abschrift 
des über die Eidesablegung aufgenommenen Protokolles zu ertheilen. 

§ 206. Den Parteien sind auf ihr Verlangen und auf ihre Kosten Ausferti-
gungen des Vergleichsprotokolles oder des den Vergleich enthaltenden Ver-
handlungsprotokolles zu erteilen. 

§ 207. (1) … § 207. (1) unverändert. 
(2) Bei ersten Tagsatzungen oder Streitverhandlungen, bei denen ein durch (2) Bei Streitverhandlungen, bei denen ein durch Urteilsvermerk (§ 418 
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Urteilsvermerk (§ 418 Absatz 1) beurkundetes Versäumungsurteil gefällt wird, 
wird das Verhandlungsprotokoll durch den Urteilsvermerk ersetzt. Der Kläger 
kann gegen die Angaben des Urteilsvermerks Widerspruch im Sinne des § 212 
einlegen. 

Absatz 1) beurkundetes Versäumungsurteil gefällt wird, wird das Verhand-
lungsprotokoll durch den Urteilsvermerk ersetzt. Der Kläger kann gegen die 
Angaben des Urteilsvermerks Widerspruch im Sinne des § 212 einlegen. 

(3) … (3) unverändert. 

§ 208. (1) Durch die Aunfahme in das Verhandlungsprotokoll sind festzu-
stellen: 

§ 208. (1) Durch die Aunfahme in das Verhandlungsprotokoll sind festzu-
stellen: 

 1. …  1. unverändert. 
 2. …  2. unverändert. 

 2a. der wesentliche Inhalt der Erörterung des Sach- und Rechtsvorbringens 
sowie der wesentliche Inhalt des Prozessprogramms; 

 3. …  3. unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

§ 210. (1) Bei Angabe des Inhaltes des tatsächlichen Vorbringens und der 
Beweisanbote ist nach Tunlichkeit auf die vorbereitenden Schriftsätze sowie 
auf die Darstellung des Sachverhaltes in einer Ausfertigung des Beweisbe-
schlusses Bezug zu nehmen; soweit vorbereitende Schriftsätze vorliegen, ge-
nügt es, wenn alle erheblichen Abweichungen des mündlichen Vorbringens 
protokolliert werden. 

§ 210. (1) Bei Angabe des Inhaltes des tatsächlichen Vorbringens und der 
Beweisanbote ist nach Tunlichkeit auf die vorbereitenden Schriftsätze Bezug 
zu nehmen; soweit vorbereitende Schriftsätze vorliegen, genügt es, wenn alle 
erheblichen Abweichungen des mündlichen Vorbringens protokolliert werden. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

Siebenter Titel Siebenter Titel 
Strafen Strafen 

§ 220. (1) … § 220. (1) unverändert. 
(2) Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes gegen eine Person ver-

hängten Geldstrafen fließen dem Armenfonde des Ortes zu, in welchem diese 
Person ihren Wohnsitz hat; wenn aber ein solcher Wohnsitz im Geltungsgebie-
te dieses Gesetzes nicht begründet oder nicht bekannt ist, dem Armenfonde 
des Ortes, in welchem das Gericht seinen Sitz hat, das die Strafe verhängt. 

(2) Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes gegen eine Person ver-
hängten Geldstrafen fließen dem Bund zu. 

(3) aufgehoben (3) unverändert aufgehoben. 
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(4) … (4) unverändert. 
Achter Titel Achter Titel 

Sonntagsruhe und Gerichtsferien Sonntagsruhe und verhandlungsfreie Zeit 
§ 221.(1) … § 221. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
§ 222. Die Gerichtsferien dauern vom 15. Juli bis 25. August und vom 

24. Dezember bis 6. Jänner. 
§ 222. Die Zeit vom 15. Juli bis 25. August und vom 24. Dezember bis 

6. Jänner ist verhandlungsfrei. 
§ 223. (1) Während der Gerichtsferien werden nur in Ferialsachen Tagsat-

zungen abgehalten. In anderen Sachen dürfen nur erste Tagsatzungen abgehal-
ten und die im § 239 bezeichneten Prozeßhandlungen vorgenommen werden; 
andere Tagsatzungen dürfen in solchen Sachen nur mit Zustimmung beider 
Parteien abgehalten werden. 

§ 223. (1) Während der verhandlungsfreien Zeit werden nur in Ferialsachen 
Tagsatzungen abgehalten. In anderen Sachen dürfen Tagsatzungen nur mit Zu-
stimmung beider Parteien abgehalten werden. 

(2) Auf das Wiedereinsetzungsverfahren, das Verfahren zur Sicherung von 
Beweisen und das Exekutionsverfahren mit Einschluß der Verhandlung über 
die Meistbotverteilung haben die Gerichtsferien keinen Einfluß. 

(2) Auf das Wiedereinsetzungsverfahren, das Verfahren zur Sicherung von 
Beweisen und das Exekutionsverfahren mit Einschluss der Verhandlung über 
die Meistbotverteilung hat die verhandlungsfreie Zeit keinen Einfluss. 

§ 224. (1) … § 224. (1) unverändert. 
(2) Der Vorsitzende des Senates oder der Einzelrichter, dem eine Rechtssa-

che zugewiesen ist, kann andere als die im Abs. 1 genannten Sachen auf An-
trag einer Partei zur Ferialsache erklären, wenn es ihre Dringlichkeit erfordert. 
Der Ausspruch, durch den eine Sache zur Ferialsache erklärt wird, bezieht sich 
immer nur auf die schon laufenden, wenn er jedoch außerhalb der Gerichtsfe-
rien gefaßt wird, auf die nächstfolgenden Gerichtsferien. Der Beschluß, mit 
dem eine Sache zur Ferialsache erklärt oder mit dem ein darauf hinzielender 
Antrag abgewiesen wird, kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten wer-
den. 

(2) Der Vorsitzende des Senates oder der Einzelrichter, dem eine Rechtssa-
che zugewiesen ist, kann andere als die im Abs. 1 genannten Sachen auf An-
trag einer Partei zur Ferialsache erklären, wenn es ihre Dringlichkeit erfordert. 
Der Ausspruch, durch den eine Sache zur Ferialsache erklärt wird, bezieht sich 
immer nur auf die schon laufende, wenn er jedoch ausserhalb der verhand-
lungsfreien Zeit gefasst wird, auf die nächstfolgende verhandlungsfreie Zeit. 
Der Beschluss, mit dem eine Sache zur Ferialsache erklärt oder mit dem ein 
darauf hinzielender Antrag abgewiesen wird, kann durch ein Rechtsmittel 
nicht angefochten werden. 

§ 225. (1) Fällt der Anfang der Gerichtsferien in den Lauf einer Frist oder 
der Beginn der Frist in die Gerichtsferien, so wird die Frist um die ganze Dau-
er oder um den bei ihrem Beginn noch übrigen Teil der Gerichtsferien verlän-
gert. 

§ 225. (1) Fällt der Anfang der verhandlungsfreien Zeit in den Lauf einer 
Frist oder der Beginn der Frist in die verhandlungsfreie Zeit, so wird die Frist 
um die ganze Dauer oder um den bei ihrem Beginn noch übrigen Teil der ver-
handlungsfreien Zeit verlängert. 

(2) Auf den Anfang und den Ablauf von Fristen in Ferialsachen, der Not-
fristen im Rechtsmittelverfahren gegen Versäumungs- und Anerkenntnisurtei-
le, der Frist zur Erhebung des Widerspruchs gegen ein Versäumungsurteil , 
der Frist zum Einspruch gegen einen bedingten Zahlungsbefehl (§ 451) sowie 

(2) Auf den Anfang und den Ablauf von Fristen in Ferialsachen, der Not-
fristen im Rechtsmittelverfahren gegen Versäumungs- und Anerkenntnisurtei-
le, der Frist zum Einspruch gegen einen bedingten Zahlungsbefehl, der Frist 
zur Klagebeantwortung sowie der Frist zur Erhebung von Einwendungen im 
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der Frist zur Erhebung von Einwendungen im Mandatsverfahren (§§ 548 ff.) 
und im Bestandverfahren (§§ 560 ff.) haben die Gerichtsferien keinen Einfluß. 

Mandatsverfahren und im Bestandverfahren hat die verhandlungsfreie Zeit 
keinen Einfluss. 

§ 229. (1) Schon in der Klage kann der Antrag gestellt werden: § 229. (1) Schon in der Klage kann der Antrag gestellt werden: 
 1. dass dem Beklagten bei der Ladung zur ersten Tagsatzung oder bei der 

Ladung zur mündlichen Streitverhandlung aufgetragen werde, gewisse 
genau zu bezeichnende, dem Kläger zu einer Beweisführung nöthig 
scheinende und im Besitze des Beklagten befindliche Urkunden, Aus-
kunftssachen oder in Augenschein zu nehmende Gegenstände zur Ver-
handlung mitzubringen; 

 1. dass dem Beklagten mit dem Auftrag zur Beantwortung der Klage oder 
bei der Ladung zur vorbereitenden Tagsatzung aufgetragen werde, ge-
wisse genau zu bezeichnende, dem Kläger zu einer Beweisführung nö-
tig scheinende und im Besitze des Beklagten befindliche Urkunden, 
Auskunftssachen oder in Augenschein zu nehmende Gegenstände dem 
Gericht rechtzeitig vor der Verhandlung vorzulegen oder zur Verhand-
lung mitzubringen; 

 2. dass das Erforderliche verfügt werde, damit die für eine Beweisführung 
voraussichtlich nöthigen, bei einer öffentlichen Behörde oder bei einem 
Notar verwahrten Urkunden, Auskunftssachen oder Augenscheinsge-
genstände, die gleichfalls genau zu bezeichnen sind, zur ersten Tagsat-
zung oder zur mündlichen Streitverhandlung rechtzeitig herbeigeschafft 
werden; 

 2. dass das Erforderliche verfügt werde, damit die für eine Beweisführung 
voraussichtlich nötigen, bei einer öffentlichen Behörde oder bei einem 
Notar verwahrten Urkunden, Auskunftssachen oder Augenscheinsge-
genstände, die gleichfalls genau zu bezeichnen sind, zur mündlichen 
Streitverhandlung rechtzeitig herbeigeschafft werden; 

 3. dass die zur Bewahrheitung thatsächlicher Behauptungen in der Klage 
namhaft gemachten Zeugen zur ersten Tagsatzung oder zur mündlichen 
Streitverhandlung geladen werden. 

 3. dass die zur Bewahrheitung tatsächlicher Behauptungen in der Klage 
namhaft gemachten Zeugen zur mündlichen Streitverhandlung geladen 
werden. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) In Bezug auf Beweismittel, welche sich auf andere als die der ersten 

Tagsatzung vorbehaltenen Fragen beziehen, kann bei Anberaumung der ersten 
Tagsatzung eine Verfügung nicht getroffen werden. 

(3) aufgehoben. 

§ 230. (1) Auf Grund der Klage hat der Vorsitzende des Senates, welchem 
die Rechtssache zugewiesen ist, eine Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
zu bestimmen. 

§ 230. (1) Ist kein Zahlungsbefehl zu erlassen, so hat der Vorsitzende des 
Senates, welchem die Rechtssache zugewiesen ist, dem Beklagten die Beant-
wortung der Klage mit Beschluss aufzutragen. Die Frist für die Beantwortung 
der Klage beträgt vier Wochen. Dieser Beschluss kann nicht durch ein Rechts-
mittel angefochten werden. 

(2) Wenn er jedoch der Ansicht ist, daß die Klage wegen Fehlens der inlän-
dischen Gerichtsbarkeit oder der sachlichen oder örtlichen Zuständigkeit oder 
wegen des Mangels der Prozeßfähigkeit oder der erforderlichen gesetzlichen 
Vertretung auf seiten des Klägers oder Beklagten unzulässig ist, so hat er die 
Entscheidung des Senates darüber einzuholen, ob die Tagsatzung anzuberau-
men oder eine Verfügung im Sinne des § 6 zu erlassen oder die Klage als zur 
Bestimmung der Tagsatzung ungeeignet zurückzustellen sei. 

(2) Wenn er jedoch der Ansicht ist, dass die Klage wegen Fehlens der in-
ländischen Gerichtsbarkeit oder der sachlichen oder örtlichen Zuständigkeit 
oder wegen des Mangels der Prozessfähigkeit oder der erforderlichen gesetzli-
chen Vertretung auf Seiten des Klägers oder Beklagten unzulässig ist, so hat er 
die Entscheidung des Senates darüber einzuholen, ob die Beantwortung der 
Klage aufzutragen oder eine Verfügung im Sinne des § 6 zu erlassen oder die 
Klage zur Verbesserung zurückzustellen oder zurückzuweisen ist. 
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 (3) Das Fehlen der inländischen Gerichtsbarkeit, sofern es nicht geheilt ist 
(§ 104), die Unzulässigkeit des Rechtswegs, die Streitanhängigkeit, die 
Rechtskraft eines die Streitsache betreffenden Urteils und die Klagerücknahme 
unter Anspruchsverzicht sind jederzeit von Amts wegen zu berücksichtigen. 

§ 231. (1) Die erste Tagsatzung ist mit Bedachtnahme auf die für die Zu-
stellung der Klage voraussichtlich erforderliche Zeit so anzuberaumen, dass 
zwischen der Zustellung und der Tagsatzung ungefähr ein Zeitraum von vier-
zehn Tagen zu liegen kommt. 

§ 231. aufgehoben. 

(2) Wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt ist, kann die erste Tag-
satzung nach Maßgabe der Verhältnisse auch auf einen entfernteren Zeitpunkt, 
in dringenden Fällen hingegen, wenn sich der Beklagte am Gerichtsorte auf-
hält oder doch diesen Ort leicht in kurzer Zeit erreichen kann, auf Antrag auf 
einen näher gelegenen Zeitpunkt, und wenn nöthig selbst so bestimmt werden, 
dass zwischen der Zustellung und der Tagsatzung nur ein Zeitraum von vier-
undzwanzig Stunden liegt. 

 

Zurücknahme der Klage Zurücknahme der Klage 
§ 237. (1) Die Klage kann ohne Zustimmung des Beklagten nur bis zum 

Beginn der ersten Tagsatzung, wenn aber der Beklagte zu dieser nicht er-
scheint, auch noch in der ersten Tagsatzung und, wenn keine erste Tagsatzung 
stattfindet (§ 243 Abs. 4), noch bis zum Einlangen der Klagebeantwortung zu-
rückgenommen werden. Wenn gleichzeitig auf den Anspruch verzichtet wird, 
kann die Klage ohne Zustimmung des Beklagten bis zum Schlusse der münd-
lichen Streitverhandlung zurückgenommen werden. 

§ 237. (1) Die Klage kann ohne Zustimmung des Beklagten nur bis zum 
Einlangen der Klagebeantwortung oder des Einspruchs gegen den Zahlungsbe-
fehl zurückgenommen werden. Wenn gleichzeitig auf den Anspruch verzichtet 
wird, kann die Klage ohne Zustimmung des Beklagten bis zum Schlusse der 
mündlichen Streitverhandlung zurückgenommen werden. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 

Erste Tagsatzung Beantwortung der Klage 
§ 239. (1) Die erste Tagsatzung findet vor dem Vorsitzenden des Senates 

oder vor einem von diesem beauftragten Mitglied des Senates statt. 
(2) Die erste Tagsatzung ist zur Vornahme eines Vergleichsversuchs, zur 

Anmeldung der Einreden des Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit, der 
Unzulässigkeit des Rechtsweges, des Fehlens der sachlichen oder örtlichen 

§ 239. (1) Die nach § 230 Abs. 1 aufgetragene Beantwortung der Klage hat 
mittels vorbereitenden Schriftsatzes zu geschehen. Sie hat ein bestimmtes Be-
gehren zu enthalten und, soweit der Klagsanspruch bestritten wird, Anträge 
gestellt und Einreden erhoben werden, die Tatsachen und Umstände, auf wel-
che sich die Einwendungen, Anträge und Einreden der beklagten Partei grün-
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Zuständigkeit, der Streitanhängigkeit und der rechtskräftig entschiedenen 
Streitsache sowie zur Entgegennahme der Erklärung des benannten Auktors 
bestimmt. Bei der ersten Tagsatzung ist ferner der Antrag auf Sicherheitsleis-
tung für die Processkosten zu stellen; auch kann bei der ersten Tagsatzung die 
Streitsache auf Grund eines Anerkenntnisses oder Verzichtes oder infolge 
Versäumnis durch Urtheil erledigt oder vom Kläger der Antrag auf Bewilli-
gung der Änderung der Klage angebracht werden. 

(3) Über den Antrag auf Sicherheitsleistung für die Processkosten oder auf 
Gestattung der Klagsänderung, sowie über den bei der ersten Tagsatzung von 
einer Partei wegen der Processunfähigkeit eines der Streittheile oder wegen 
mangelnder Berechtigung der als Vertreter einschreitenden Person gestellten 
Antrag auf Zurückweisung der Klage ist sogleich bei der ersten Tagsatzung zu 
verhandeln und zu entscheiden. Auch von amtswegen kann eine Erörterung 
über die letzteren Punkte oder über eine durch ausdrückliche Vereinbarung der 
Parteien nicht zu beseitigende Unzuständigkeit des Gerichtes bei der ersten 
Tagsatzung eingeleitet und auf Grund dessen ein Beschluss über die Einstel-
lung des Verfahrens gefasst werden. 

den, im Einzelnen kurz und vollständig anzugeben sowie die Beweismittel, 
deren sich der Beklagte zum Nachweis seiner tatsächlichen Behauptungen bei 
der Verhandlung zu bedienen beabsichtigt, im Einzelnen genau zu bezeichnen. 

(2) In dem Schriftsatz kann der Beklagte auch einen oder mehrere der im 
§ 229 angeführten Anträge stellen. 

(3) Die Klagebeantwortung dient weiters 
 1. zur Anmeldung der Einreden des Fehlens der inländischen Gerichts-

barkeit, der Unzulässigkeit des Rechtsweges, des Fehlens der sachli-
chen oder örtlichen Zuständigkeit, der Streitanhängigkeit, der rechts-
kräftig entschiedenen Streitsache und des Fehlens sonstiger Prozessvo-
raussetzungen, 

 2. zur Benennung des Auktors, 
 3. zur Stellung des Antrages auf Sicherheitsleistung für Prozesskosten und 
 4. zur Abgabe eines Anerkenntnisses. 

(4) Alles andere Anbringen und jede andere Entscheidung ist, unbeschadet 
der Bestimmungen des § 261 Absatz 6, von der ersten Tagsatzung ausge-
schlossen. 

 

§ 240. (1) Die Einrede der sachlichen oder örtlichen Unzuständigkeit des 
Gerichts muß bei der ersten Tagsatzung angemeldet werden. 

(2) Nach Abhaltung der ersten Tagsatzung kann das Fehlen der sachlichen 
oder örtlichen Zuständigkeit des Gerichts nur noch berücksichtigt werden, 
wenn das Gericht auch durch ausdrückliche Vereinbarung der Parteien nicht 
zuständig gemacht werden könnte und die Unzuständigkeit noch nicht geheilt 
ist (§ 104 JN). 

§ 240. Wird die Einrede der sachlichen oder örtlichen Unzuständigkeit des 
Gerichtes nicht in der Klagebeantwortung geltend gemacht, so kann deren 
Fehlen nur noch berücksichtigt werden, wenn das Gericht auch durch aus-
drückliche Vereinbarung der Parteien nicht zuständig gemacht werden könnte 
und die Unzuständigkeit noch nicht geheilt ist (§ 104 JN). 

(3) Das Fehlen der inländischen Gerichtsbarkeit, sofern es nicht geheilt ist 
(§ 104), die Unzulässigkeit des Rechtsweges, die Streitanhängigkeit und die 
Rechtskraft eines die Streitsache betreffenden Urteils sind jederzeit von Amts 
wegen zu berücksichtigen. 

 

§ 241. Wenn bei der ersten Tagsatzung infolge der vom benannten Auctor 
abgegebenen Erklärung eine Einigung der Betheiligten in Ansehung der Über-
nahme des Processes durch den Auctor zustande kommt, so hat der Vorsitzen-

§ 241. aufgehoben. 
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de oder der mit der Abhaltung der ersten Tagsatzung beauftragte Richter auf 
entsprechenden Antrag gleich bei der Tagsatzung den Beklagten durch Be-
schluss von der Klage zu entbinden. 

§ 242. (1) Erfolgt die Erstreckung der ersten Tagsatzung wegen eines Um-
standes, der sich dem rechtzeitigen Erscheinen des Beklagten entgegenstellt 
oder diesen daran hindert, bei der Tagsatzung die Einreden anzumelden und 
die Anträge zu stellen, zu deren Anbringung die erste Tagsatzung bestimmt ist, 
so finden die Bestimmungen über die erste Tagsatzung auch auf die erstreckte 
Tagsatzung Anwendung. 

§ 242. aufgehoben. 

(2) Diese findet gleichfalls vor dem Vorsitzenden des Senates oder vor dem 
von diesem beauftragten Mitgliede des Senates statt. 

 

Beantwortung der Klage  
§ 243. (1) Der mit der Abhaltung der ersten Tagsatzung betraute Richter 

hat, falls sich nach den Ergebnissen dieser Tagsatzung die Anordnung einer 
Streitverhandlung als nothwendig darstellt, sogleich bei der Tagsatzung dem 
Beklagten die Beantwortung der Klagschrift durch Beschluss aufzutragen und 
für die Beantwortung eine den Umständen des einzelnen Falles angemessene, 
vier Wochen nicht überschreitende Frist zu bestimmen. Gegen diesen Be-
schluss ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

§ 243. aufgehoben. 

(2) Die Beantwortung hat mittels vorbereitenden Schriftsatzes zu gesche-
hen. Sie hat ein bestimmtes Begehren zu enthalten und, wenn der Klagean-
spruch bestritten wird, die Tatsachen, auf welche sich die Einwendungen des 
Beklagten gründen, im einzelnen kurz und vollständig anzugeben und ebenso 
die Beweismittel im einzelnen genau zu bezeichnen, deren sich der Beklagte 
zum Nachweise seiner tatsächlichen Behauptungen bei der Verhandlung zu 
bedienen beabsichtigt. Sofern nicht inzwischen bereits vom Gericht eine abge-
sonderte Verhandlung über die vom Beklagten vorgebrachten Einreden des 
Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit, der Unzulässigkeit des Rechtsweges, 
des Fehlens der sachlichen oder örtlichen Zuständigkeit, der Streitanhängigkeit 
oder der rechtskräftig entschiedenen Streitsache angeordnet wurde, hat der 
Beklagte in dem von ihm zu überreichenden Schriftsatz insbesondere auch die 
zur Begründung dieser Einreden dienenden Umstände anzugeben und die zu 
deren Bewahrheitung dienenden Beweise zu bezeichnen. 

 

(3) In dem Schriftsatz kann der Beklagte auch einen oder mehrere der im 
§ 229 angeführten Anträge stellen. 
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(4) Ist nach der Klage, besonders nach dem Inhalt ihr beigelegter Urkunden, 
anzunehmen, daß sich der Beklagte in den Rechtsstreit einlassen wird, so kann 
der Vorsitzende, ohne eine erste Tagsatzung anzuberaumen, die Beantwortung 
der Klage mit schriftlichem Beschluß auftragen; dieser Beschluß kann nicht 
durch ein Rechtsmittel angefochten werden. Die Einreden und Anträge, die bei 
sonstigem Ausschluß in der ersten Tagsatzung vorzubringen sind, sind in die-
sem Fall bei sonstigem Ausschluß in der Klagebeantwortung vorzubringen. Im 
übrigen sind die bei der ersten Tagsatzung vorzunehmenden Prozeßhandlun-
gen am Beginn der ersten zur mündlichen Streitverhandlung bestimmten Tag-
satzung vorzunehmen. Wird die Klagebeantwortung nicht rechtzeitig über-
reicht, so gilt der § 398. 

 

Einleitung der Streitverhandlung Mahnverfahren 
§ 244. Nach rechtzeitig überreichter Klagebeantwortung hat der Vorsitzen-

de des Senates, dem die Rechtssache zugewiesen ist, die Tagsatzung zur 
mündlichen Streitverhandlung anzuberaumen. 

§ 244. (1) In Rechtsstreitigkeiten über Klagen, mit denen ausschließlich die 
Zahlung eines 50 000 Euro nicht übersteigenden Geldbetrags begehrt wird, hat 
das Gericht ohne vorhergehende mündliche Verhandlung und ohne Verneh-
mung des Beklagten einen durch die Unterlassung des Einspruchs bedingten 
Zahlungsbefehl zu erlassen, sofern nicht ein Zahlungsauftrag zu erlassen ist 
(§§ 548 bis 559). 

 (2) Ein Zahlungsbefehl darf nicht erlassen werden, wenn 
  1. die Klage zurückzuweisen ist, 
  2. die Forderung nach den Angaben in der Klage oder offenkundig 

(§ 269) nicht klagbar, noch nicht fällig, von einer Gegenleistung ab-
hängig oder der Beklagte unbekannten Aufenthalts ist, 

  3. der Beklagte seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz im 
Ausland hat, 

  4. die Klage unschlüssig ist. 
 § 245. (1) Hat eine Partei durch unrichtige oder unvollständige Angaben in 

der Klage die Erlassung eines bedingten Zahlungsbefehls über eine oder meh-
rere Forderungen samt Zinsen oder bestimmter Kosten erschlichen oder zu er-
schleichen versucht, insbesondere durch die Geltendmachung einer Nebenfor-
derung im Sinne des § 54 Abs. 2 JN als Teil der Hauptforderung, ohne dies 
gesondert anzuführen, so hat das Gericht über sie eine Mutwillensstrafe von 
mindestens 70 Euro zu verhängen. 

 (2) Vermutet das Gericht insbesondere schon auf Grund der Klagsangaben, 
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dass ein solcher bedingter Zahlungsbefehl erschlichen werden soll, so kann die 
Klage mit der Anweisung zurückgestellt werden, die gleichzeitig zu bezeich-
nenden, für die Entkräftung der Vermutung erheblichen tatsächlichen Anga-
ben zu machen. 

 (3) Wird der Anweisung trotz vorheriger Bekanntgabe des drohenden 
Nachteils nicht oder nicht ausreichend entsprochen, so ist die anhängige be-
ziehungsweise wieder eingebrachte Klage zurückzuweisen. 

 (4) Gegen die nach Abs. 2 ergangenen Beschlüsse ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht statthaft. 

 § 246. Der Zahlungsbefehl hat neben den für Beschlüsse geforderten Anga-
ben zu enthalten: 

  1. die Aufschrift „Bedingter Zahlungsbefehl“; 
  2. den Auftrag an den Beklagten, binnen 14 Tagen nach Zustellung des 

Zahlungsbefehls bei sonstiger Exekution die Forderung samt Zinsen 
und die vom Gericht bestimmten Kosten zu zahlen oder, wenn er die 
geltend gemachten Ansprüche bestreitet, gegen den Zahlungsbefehl 
binnen vier Wochen Einspruch zu erheben; werden mehrere Forderun-
gen eingeklagt, so sind diese gesondert anzuführen; 

  3. den Beisatz, dass der Zahlungsbefehl nur durch Erhebung des Ein-
spruchs außer Kraft gesetzt werden kann; 

  4. die Belehrung, dass der Einspruch den Inhalt der Klagebeantwortung 
haben muss und die Vertretung durch einen Rechtsanwalt geboten ist; 

  5. den Hinweis, dass im Fall der Erhebung des Einspruchs das ordentliche 
Verfahren über die Klage stattfinden wird. 

 § 247. (1) Zahlungsbefehle können in gekürzter Form und mit Benützung 
einer Ausfertigung der Klage oder einer Rubrik ausgefertigt werden. Für die-
jenigen Fälle, für die keine Verordnung nach § 250 gilt, ist das Nähere durch 
Verordnung so zu regeln, dass die leichte und sichere Erfassbarkeit des Inhalts 
des Zahlungsbefehls für die Parteien gewährleistet ist und überflüssiger Ar-
beitsaufwand bei der Herstellung der Ausfertigungen vermieden wird. 

 (2) Der Zahlungsbefehl ist dem Beklagten mit der Klage zuzustellen. 
 (3) Gegen die Erlassung des Zahlungsbefehls ist ein Rechtsmittel nicht zu-

lässig, doch kann die im Zahlungsbefehl enthaltene Kostenentscheidung mit 
Rekurs angefochten werden. 

 § 248. (1) Gegen den Zahlungsbefehl steht dem Beklagten der Einspruch 

962 der B
eilagen X

X
I. G

P - T
extgegenüberstellung

14 von 42

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

66
962 der B

eilagen

 

 

zu. Dieser hat den Inhalt einer Klagebeantwortung zu haben. 
 (2) Die Einspruchsfrist beträgt vier Wochen; sie kann nicht verlängert wer-

den. Sie beginnt mit der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Zah-
lungsbefehls an den Beklagten. 

 § 249. (1) Mit der rechtzeitigen Erhebung des Einspruchs tritt der Zah-
lungsbefehl außer Kraft, soweit sich der Einspruch nicht ausdrücklich nur ge-
gen einen Teil des Klagebegehrens richtet. Verspätet erhobene Einsprüche 
sind ohne Verhandlung mit Beschluss zurückzuweisen. 

 (2) Ist ordnungsgemäß Einspruch erhoben worden, so hat der Vorsitzende 
nach den §§ 257 ff vorzugehen. 

 (3) Auf die Zurücknahme des Einspruchs finden die Vorschriften über die 
Zurücknahme der Berufung (§ 484) entsprechende Anwendung. 

 § 250. (1) Das Mahnverfahren kann mit Hilfe automationsunterstützter Da-
tenverarbeitung durchgeführt werden. 

 (2) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, zur Ermöglichung einer 
zweckmäßigeren Behandlung der Eingaben (§ 74) im Mahnverfahren mit Ver-
ordnung Formblätter einzuführen, deren sich der Kläger bei solchen Eingaben 
zu bedienen hat. Diese Formblätter sind so auszugestalten, dass sie der Kläger 
auch leicht und sicher verwenden kann. 

 § 251. Für das Mahnverfahren, das mit Hilfe automationsunterstützter Da-
tenverarbeitung durchgeführt wird, gelten folgende Besonderheiten: 

  1. Klagen und andere Schriftsätze im Mahnverfahren können in einfacher 
Ausfertigung und ohne Beibringung von Rubriken überreicht werden; 
§ 81 Abs. 1 bleibt unberührt. 

  2. An die Stelle der Zustellung der Klage tritt die Zustellung des Zah-
lungsbefehls, wenn dieser den Klagsinhalt vollständig wiedergibt oder 
ihm eine Abschrift der Klage sowie die vom Kläger vorzulegenden 
(§ 81 Abs. 1) Abschriften ihrer Beilagen angeschlossen sind; das gilt 
sinngemäß für andere Anträge im Mahnverfahren und die hierüber er-
gehenden Beschlüsse. 

  3. Ergeht ein Auftrag zur Verbesserung einer Eingabe (§ 84), weil sich 
der Kläger nicht des hiefür eingeführten Formblatts bedient hat, so ist 
diesem Auftrag das entsprechende Formblatt anzuschließen. 

  4. Die §§ 26, 27 und 28 des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/ 
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1999, sind nicht anzuwenden. 
  5. Der Bund haftet für durch den Einsatz der automationsunterstützten 

Datenverarbeitung verursachte Schäden aus Fehlern bei der Durchfüh-
rung des Mahnverfahrens; die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der 
Schaden durch ein unabwendbares Ereignis verursacht wird, das weder 
auf einem Fehler in der Beschaffenheit noch auf einem Versagen der 
Mittel der automationsunterstützten Datenverarbeitung beruht; im Üb-
rigen ist das Amtshaftungsgesetz, BGBl. Nr. 20/1949, anzuwenden. 

Mündliche Streitverhandlung Einleitung der Streitverhandlung 
§ 257. (1) Die Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung ist so anzube-

raumen, dass den Parteien von Zustellung der Ladung an mindestens eine Frist 
von acht Tagen zur Vorbereitung für die Streitverhandlung offen bleibt. 

(2) Bei Anberaumung der Tagsatzung hat der Vorsitzende über die gemäß 
§ 229 in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellten Anträge, sofern diese 
nicht etwa bereits bei Anberaumung der ersten Tagsatzung erledigt worden 
sind, die nötigen Anordnungen zu erlassen. Gegen diese Anordnungen ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig; es können jedoch die Anträge, welchen vom Vor-
sitzenden nicht willfahrt wurde, bei der mündlichen Streitverhandlung von der 
Partei erneuert werden. Desgleichen bleibt es den Parteien unbenommen, ihre 
etwaigen Einwendungen gegen die vom Vorsitzenden über derlei Anträge er-
lassenen Anordnungen bei der mündlichen Streitverhandlung vorzubringen. 

(3) Von den Anordnungen und Beschlüssen, welche über die im vorgehen-
den Absatze bezeichneten Anträge ergehen, ist auch der Gegner der antragstel-
lenden Partei stets ohne Aufschub zu verständigen. 

§ 257. (1) Nach rechtzeitiger Überreichung der Klagebeantwortung oder 
Erhebung des Einspruchs hat der Vorsitzende des Senates, dem die Rechtssa-
che zugewiesen ist, die vorbereitende Tagsatzung zur mündlichen Verhand-
lung anzuberaumen. Die vorbereitende Tagsatzung zur mündlichen Verhand-
lung ist so anzuberaumen, dass den Parteien von der Zustellung der Ladung an 
mindestens eine Frist von drei Wochen zur Vorbereitung für die Streitverhand-
lung offen bleibt. 

(2) Zur Vorbereitung dieser Verhandlung notwendige Anordnungen sind so 
früh wie möglich zu treffen. Insbesondere ist – soweit erforderlich – der 
Wechsel vorbereitender Schriftsätze aufzutragen und mit Anordnungen nach 
§ 180 Abs. 2 vorzugehen. 

(3) Die Parteien können einander in der Klage oder Klagebeantwortung 
noch nicht enthaltene Anträge, Angriffs- und Verteidigungsmittel, Behauptun-
gen und Beweise, welche sie geltend machen wollen, durch besonderen,  
spätestens eine Woche vor der vorbereitenden Tagsatzung bei Gericht und 
beim Gegner einlangenden, vorbereitenden Schriftsatz mitteilen. Bis zu die-
sem Zeitpunkt können die Parteien auch Anträge im Sinn des § 229 mittels 
Schriftsatzes stellen. Der Vorsitzende hat hierüber die ihm nötig scheinenden 
Anordnungen ohne Aufschub zu erlassen. 

(4) Gegen die in dieser Bestimmung vorgesehenen Anordnungen ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

 Vorbereitende Tagsatzung 
§ 258. In der Zeit zwischen der Anberaumung und dem Beginn der Streit-

verhandlung können einander die Parteien in der Klage oder der Klagebeant-
§ 258. (1) Die vorbereitende Tagsatzung als Teil der mündlichen Streitver-

handlung dient 
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wortung noch nicht enthaltene Anträge, Angriffs- und Verteidigungsmittel, 
Behauptungen und Beweise, welche sie in der Streitverhandlung geltend ma-
chen wollen, durch besonderen vorbereitenden Schriftsatz mitteilen. Während 
dieser Zeit können die Parteien noch Anträge im Sinn des § 229 mittels 
Schriftsatz oder zu gerichtlichem Protokoll stellen. Der Vorsitzende hat hier-
über die ihm nötig scheinenden Anordnungen ohne Aufschub zu erlassen 
(§ 257). 

 1. der Entscheidung über die Prozesseinreden, soweit darüber nicht schon 
nach § 189 Abs. 2 abgesondert verhandelt und entschieden wurde, 

 2. dem Vortrag der Parteien (§§ 177 bis 179), 
 3. der Erörterung des Sach- und Rechtsvorbringens auch in rechtlicher 

Hinsicht, 
 4. der Vornahme eines Vergleichsversuchs sowie bei dessen Scheitern der 

Erörterung des weiteren Fortgangs des Prozesses und der Bekanntgabe 
des Prozessprogramms und 

 5. – soweit zweckmäßig – auch der Einvernahme der Parteien und Durch-
führung des weiteren Beweisverfahrens. 

(2) Die Parteien und ihre Vertreter haben dafür zu sorgen, dass in der vor-
bereitenden Tagsatzung der Sachverhalt und allfällige Vergleichsmöglichkei-
ten umfassend erörtert werden können. Zu diesem Zweck ist die Partei oder, 
soweit diese zur Aufklärung des Sachverhalts nicht beitragen kann, eine in-
formierte Person zur Unterstützung des Vertreters stellig zu machen. 

 Fortsetzung der Streitverhandlung 
§ 259. (1) Die Streitverhandlung erfolgt nach den allgemeinen Vorschriften 

über die mündliche Verhandlung; sie umfaßt auch die Beweisaufnahme und 
die Erörterung ihrer Ergebnisse. 

§ 259. (1) Die Streitverhandlung erfolgt nach den allgemeinen Vorschriften 
über die mündliche Verhandlung; sie umfasst auch die Erörterung des Sach- 
und Rechtsvorbringens, die Beweisaufnahme und die Erörterung ihrer Ergeb-
nisse. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

§ 260. (1) Die Partei, welche eine der im § 239 Absatz 2, bezeichneten Ein-
reden erhebt, ist nicht berechtigt, deshalb die Einlassung in die Verhandlung 
zur Hauptsache zu verweigern. Der Senat kann schon vor Beginn der mündli-
chen Streitverhandlung die abgesonderte Verhandlung über solche Einreden 
anordnen; in diesem Falle ist zugleich die Tagsatzung zur Verhandlung über 
die Einrede von amtswegen anzuberaumen. 

§ 260. (1) Die Partei, welche eine der im § 239 Abs. 3 bezeichneten Einre-
den erhebt, ist nicht berechtigt, deshalb die Einlassung in die Verhandlung zur 
Hauptsache zu verweigern. Der Senat kann schon vor Beginn der mündlichen 
Streitverhandlung die abgesonderte Verhandlung über solche Einreden anord-
nen; in diesem Falle ist zugleich die Tagsatzung zur Verhandlung über die 
Einrede von Amts wegen anzuberaumen. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 

§ 261. (1) … § 261. (1) unverändert. 
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(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 
(5) … (5) unverändert. 
(6) Wenn der Beklagte das Fehlen der sachlichen oder örtlichen Zuständig-

keit einwendet oder das Gericht seine Zuständigkeit von Amts wegen prüft, 
kann der Kläger den Antrag stellen, daß das Gericht für den Fall, daß es seine 
Unzuständigkeit ausspricht, die Klage an das vom Kläger namhaft gemachte 
Gericht überweise. Diesem Antrage hat das Gericht stattzugeben, wenn es das 
andere Gericht nicht für offenbar unzuständig erachtet. Die Überweisung ist 
mit dem Beschlusse über die Unzuständigkeit zu verbinden. Über den Antrag 
kann auch bei der ersten Tagsatzung entschieden werden. Gegen diesen Be-
schluß ist mit Ausnahme der Entscheidung über die Kosten des Zuständig-
keitsstreites ein Rechtsmittel nicht zulässig. Die Streitanhängigkeit wird durch 
diese Überweisung nicht aufgehoben. Eine neuerliche erste Tagsatzung findet 
nicht statt, die Beantwortung der Klageschrift ist durch schriftlichen Beschluß 
aufzutragen. Die neue Verhandlung ist mit Benützung des über die erste Ver-
handlung aufgenommenen Verhandlungsprotokolles und aller sonstigen Pro-
zeßakten durchzuführen und im Sinne des § 138 einzuleiten. Die Einrede des 
Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit oder der sachlichen oder örtlichen 
Zuständigkeit kann der Beklagte bei dieser Verhandlung nur erheben, bevor er 
sich in die Verhandlung über die Hauptsache einläßt (§ 104 JN), und nicht auf 
Gründe stützen, die mit seinen früheren Behauptungen in Widerspruch stehen. 

(6) Wenn der Beklagte das Fehlen der sachlichen oder örtlichen Zuständig-
keit einwendet oder das Gericht seine Zuständigkeit von Amts wegen prüft, 
kann der Kläger den Antrag stellen, dass das Gericht für den Fall, dass es seine 
Unzuständigkeit ausspricht, die Klage an das vom Kläger namhaft gemachte 
Gericht überweise. Diesem Antrage hat das Gericht stattzugeben, wenn es das 
andere Gericht nicht für offenbar unzuständig erachtet. Die Überweisung ist 
mit dem Beschlusse über die Unzuständigkeit zu verbinden. Gegen diesen Be-
schluss ist mit Ausnahme der Entscheidung über die Kosten des Zuständig-
keitsstreites ein Rechtsmittel nicht zulässig. Die Streitanhängigkeit wird durch 
diese Überweisung nicht aufgehoben. Die neue Verhandlung ist mit Benüt-
zung des über die erste Verhandlung aufgenommenen Verhandlungsprotokol-
les und aller sonstigen Prozessakten durchzuführen und im Sinne des § 138 
einzuleiten. Die Einrede des Fehlens der inländischen Gerichtsbarkeit oder der 
sachlichen oder örtlichen Zuständigkeit kann der Beklagte bei dieser Verhand-
lung nur erheben, bevor er sich in die Verhandlung über die Hauptsache ein-
lässt (§ 104 JN), und nicht auf Gründe stützen, die mit seinen früheren Be-
hauptungen in Widerspruch stehen. 

§ 273. (1) … § 273. (1) unverändert. 
(2) Sind von mehreren in derselben Klage geltend gemachten Ansprüchen 

einzelne, im Verhältnis zum Gesamtbetrag unbedeutende streitig und ist die 
vollständige Aufklärung aller für sie maßgebenden Umstände mit Schwierig-
keiten verbunden, die zur Bedeutung der streitigen Ansprüche in keinem Ver-
hältnisse stehen, so kann das Gericht darüber in der gleichen Weise (Absatz 1) 
nach freier Überzeugung entscheiden. 

(2) Sind von mehreren in derselben Klage geltend gemachten Ansprüchen 
einzelne, im Verhältnis zum Gesamtbetrag unbedeutende streitig und ist die 
vollständige Aufklärung aller für sie maßgebenden Umstände mit Schwierig-
keiten verbunden, die zur Bedeutung der streitigen Ansprüche in keinem Ver-
hältnisse stehen, so kann das Gericht darüber in der gleichen Weise (Absatz 1) 
nach freier Überzeugung entscheiden. Gleiches gilt auch für einzelne Ansprü-
che, wenn der begehrte Betrag jeweils 1 000 Euro nicht übersteigt. 

§ 277. (1) Die Beweisaufnahme wird durch Beschluss angeordnet (Beweis-
beschluss). In diesen Beschlüssen sind die streitigen Thatsachen, über welche 
der Beweis zu erheben ist, und die Beweismittel genau zu bezeichnen. 

§ 277. aufgehoben. 
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(2) An die einem Beweisbeschlusse zugrunde liegende Auffassung ist das 
Gericht im weiteren Verlaufe des Rechtsstreites nicht gebunden. 

 

(3) Solche Beschlüsse bedürfen nur dann einer schriftlichen Ausfertigung, 
wenn die Beweisaufnahme vor einem beauftragten oder ersuchten Richter 
stattfinden soll. In diesem Falle ist auch der aus der Verhandlung sich erge-
bende Sachverhalt insoweit in die Ausfertigung aufzunehmen, als die Kenntnis 
dieses Sachverhaltes dem Richter zur Leitung und vollständigen Durchführung 
der Beweisaufnahme nothwendig ist. 

 

(4) Gegen Beweisbeschlüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. 

 

§ 278. (1) Alle nicht sogleich bei der Verhandlung selbst ausführbaren und 
insbesondere die außerhalb der Verhandlungstagsatzung durch einen beauf-
tragten oder ersuchten Richter vorzunehmenden Beweisaufnahmen sind, so-
fern nicht die Umstände einen anderen Vorgang nothwendig machen oder dem 
Gerichte zweckmäßig erscheinen lassen, erst nach vollständiger Erörterung 
des Sachverhaltes und mittels eines und desselben Beweisbeschlusses anzu-
ordnen. 

§ 278. (1) Alle nicht sogleich bei der Verhandlung selbst ausführbaren und 
insbesondere die außerhalb der Verhandlungstagsatzung durch einen beauf-
tragten oder ersuchten Richter vorzunehmenden Beweisaufnahmen sind, so-
fern nicht die Umstände einen anderen Vorgang notwendig machen oder dem 
Gerichte zweckmäßig erscheinen lassen, erst nach vollständiger Erörterung 
des Sachverhaltes anzuordnen. 

(2) Behufs Erörterung der Ergebnisse solcher Beweisaufnahmen ist nach 
deren Vollendung, wenn nicht die Voraussetzungen des § 193 Absatz 3, vor-
liegen, die Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte von amtswegen wie-
der aufzunehmen. Die bei dieser Verhandlung vorgebrachten neuen thatsächli-
chen Anführungen und Beweisanbietungen können auf Antrag oder von 
amtswegen durch Beschluss als unstatthaft erklärt werden, wenn das neue 
Vorbringen durch die Ergebnisse der inzwischen stattgefundenen Beweisauf-
nahme nicht veranlasst ist und offenbar in der Absicht, den Process zu ver-
schleppen, nicht früher vorgebracht wurde. 

(2) Behufs Erörterung der Ergebnisse solcher Beweisaufnahmen ist nach 
deren Vollendung, wenn nicht die Voraussetzungen des § 193 Absatz 3 vor-
liegen, die Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte von Amts wegen wie-
der aufzunehmen. 

§ 279. (1) Steht der Aufnahme des Beweises ein Hindernis von ungewisser 
Dauer entgegen, ist die Ausführbarkeit einer Beweisaufnahme zweifelhaft, o-
der soll die Beweisaufnahme außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
erfolgen, so hat das Gericht im Beweisbeschlusse auf Antrag eine Frist zu be-
stimmen, nach deren fruchtlosem Ablauf die Verhandlung auf Begehren einer 
der Parteien ohne Rücksicht auf die ausstehende Beweisaufnahme fortgesetzt 
wird. 

§ 279. (1) Steht der Aufnahme des Beweises ein Hindernis von ungewisser 
Dauer entgegen, ist die Ausführbarkeit einer Beweisaufnahme zweifelhaft, o-
der soll die Beweisaufnahme außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
erfolgen, so hat das Gericht auf Antrag eine Frist zu bestimmen, nach deren 
fruchtlosem Ablauf die Verhandlung auf Begehren einer der Parteien ohne 
Rücksicht auf die ausstehende Beweisaufnahme fortgesetzt wird. 
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(2) … (2) unverändert. 

§ 283. (1) … § 283. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Für die Vorlegung der Akten über die Beweisaufnahme ist in beiden 

Fällen im Beweisbeschlusse eine Frist zu bestimmen, deren fruchtloser Ablauf 
die im § 279 bezeichneten Rechtsfolgen nach sich zieht. 

(3) Für die Vorlegung der Akten über die Beweisaufnahme ist in beiden 
Fällen eine Frist zu bestimmen, deren fruchtloser Ablauf die im § 279 be-
zeichneten Rechtsfolgen nach sich zieht. 

§ 291. (1) Gegen Beschlüsse, durch welche angebotene Beweise oder ge-
mäß § 278 Absatz 2, neue thatsächliche Anführungen und Beweisanbietungen 
zurückgewiesen, Beweisaufnahmen angeordnet oder einem beauftragten Rich-
ter übertragen oder zum Zwecke der Beweisaufnahme Ersuchschreiben erlas-
sen werden, ferner gegen Beschlüsse, durch welche Fragen der Parteien bei 
der Beweisaufnahme zurückgewiesen werden, endlich gegen Beschlüsse, 
durch welche die Benützung eines Beweises nach § 279 Absatz 2, bewilligt 
oder ausgeschlossen oder eine nach § 286 Absatz 2, in Antrag gebrachte Er-
gänzung der Beweisaufnahme verweigert wird, ist ein abgesondertes Rechts-
mittel nicht zulässig. 

§ 291. (1) Gegen Beschlüsse, durch welche angebotene Beweise zurückge-
wiesen, Beweisaufnahmen angeordnet oder einem beauftragten Richter über-
tragen oder zum Zwecke der Beweisaufnahme Ersuchschreiben erlassen wer-
den, ferner gegen Beschlüsse, durch welche Fragen der Parteien bei der Be-
weisaufnahme zurückgewiesen werden, endlich gegen Beschlüsse, durch wel-
che die Benützung eines Beweises nach § 279 Absatz 2 bewilligt oder ausge-
schlossen oder eine nach § 286 Absatz 2 in Antrag gebrachte Ergänzung der 
Beweisaufnahme verweigert wird, ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zu-
lässig. 

(2) … (2) unverändert. 

Beweisantretung Beweisantretung 
§ 297. Urkunden, auf welche sich eine Partei zum Beweise ihrer Angaben 

beruft, hat sie dem Gerichte vorzulegen, falls nicht nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes das Gericht selbst die Herbeischaffung und Vorlegung der Ur-
kunden zu veranlassen hat. 

§ 297. Beruft sich eine Partei zum Beweis ihrer Angaben auf Urkunden, so 
hat sie die maßgeblichen Stellen bestimmt anzugeben oder hervorzuheben. 
Diese Urkunden sind dem Gericht von der Partei in geordneter und übersicht-
licher Form vorzulegen, falls nicht das Gericht selbst die Herbeischaffung und 
Vorlegung der Urkunden zu veranlassen hat. 

 Beweisaufnahme 
§ 357. Das erkennende Gericht oder der mit der Leitung der Beweisauf-

nahme betraute Richter kann auch die schriftliche Begutachtung anordnen. In 
diesem Falle sind die Sachverständigen verpflichtet, auf Verlangen über das 
schriftliche Gutachten mündliche Aufklärungen zu geben oder dasselbe bei der 
mündlichen Verhandlung zu erläutern. 

§ 357. (1) Das erkennende Gericht oder der mit der Leitung der Beweisauf-
nahme betraute Richter kann auch die schriftliche Begutachtung anordnen. 
Dabei hat das Gericht dem Sachverständigen eine angemessene Frist zu set-
zen, binnen der er das schriftliche Gutachten zu erstatten hat. Ist die Einhal-
tung der dem Sachverständigen vom Gericht gesetzten Frist für diesen nicht 
möglich, so hat er dies dem Gericht binnen 14 Tagen ab Zustellung des Auf-
trags mitzuteilen und anzugeben, ob überhaupt und innerhalb welcher Frist 
ihm die Erstattung des Gutachtens möglich ist. Das Gericht kann dem Sach-
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verständigen die Frist verlängern. 
 (2) Wird das Gutachten schriftlich erstattet, so sind die Sachverständigen 

verpflichtet, auf Verlangen über das schriftliche Gutachten mündliche Aufklä-
rungen zu geben oder dieses bei der mündlichen Verhandlung zu erläutern. 

§ 359. Den Sachverständigen sind diejenigen bei Gericht befindlichen Ge-
genstände, Actenstücke und Hilfsmittel mitzutheilen, welche für die Beant-
wortung der denselben vorgelegten Fragen erforderlich sind. 

§ 359. (1) Den Sachverständigen sind diejenigen bei Gericht befindlichen 
Gegenstände, Aktenstücke und Hilfsmittel mitzuteilen, welche für die Beant-
wortung der denselben vorgelegten Fragen erforderlich sind. 

 (2) Benötigt der Sachverständige die Mitwirkung der Parteien oder dritter 
Personen und wird ihm diese auf seine Aufforderung nicht unverzüglich ge-
leistet, so hat der Sachverständige dies dem Gericht unter genauer Auflistung 
der erforderlichen Mitwirkungshandlungen und der entgegenstehenden Hin-
dernisse mitzuteilen. Das Gericht hat sodann mit abgesondert nicht anfechtba-
rem Beschluss den Parteien das Erforderliche aufzutragen und ihnen hiefür 
eine angemessene Frist zu setzen. Dieser Zeitraum ist in die dem Sachverstän-
digen für die Begutachtung gesetzte Frist nicht einzurechnen. Kommen die 
Parteien der Aufforderung des Gerichts nicht fristgerecht nach, so hat der 
Sachverständige sein Gutachten ohne Berücksichtigung des Fehlenden zu er-
statten. Werden die fehlenden Informationen noch vor Ausarbeitung des Gut-
achtens nachgebracht, so hat sie der Sachverständige sogleich zu berücksichti-
gen, ansonsten hat er ein Ergänzungsgutachen zu erstatten. Die Kosten dieses 
Gutachtens tragen unabhängig vom Verfahrensausgang die säumigen Parteien 
zur ungeteilten Hand. 

§ 371. Der Beweis über streitige, für die Entscheidung erhebliche Tatsachen 
kann auch durch die Vernehmung der Parteien geführt werden; die Anordnung 
dieser Beweisführung kann auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen. 

§ 371. (1) Der Beweis über streitige, für die Entscheidung erhebliche Tatsa-
chen kann auch durch die Vernehmung der Parteien geführt werden; die An-
ordnung dieser Beweisführung kann auf Antrag oder von Amts wegen erfol-
gen. 

 (2) Kann einer Partei, die durch einen Rechtsanwalt vertreten ist, eine La-
dung zu ihrer Einvernahme an der angegebenen Adresse nicht zugestellt wer-
den, so können alle weiteren Ladungen zu Handen des Vertreters erfolgen. 

Urtheil auf Grund von Verzicht Urteil auf Grund von Verzicht 

§ 394. (1) Verzichtet der Kläger bei der ersten Tagsatzung oder bei der 
mündlichen Streitverhandlung auf den geltend gemachten Anspruch, so ist die 
Klage auf Antrag des Beklagten auf Grund des Verzichtes durch Urtheil ab-

§ 394. (1) Verzichtet der Kläger bei der mündlichen Streitverhandlung auf 
den geltend gemachten Anspruch, so ist die Klage auf Antrag des Beklagten 
auf Grund des Verzichtes durch Urteil abzuweisen. 
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zuweisen. 

(2) … (2) unverändert. 

Urtheil auf Grund von Anerkenntnis Urteil auf Grund von Anerkenntnis 

§ 395. Wenn der Beklagte den gegen ihn erhobenen Anspruch bei der ers-
ten Tagsatzung oder bei der mündlichen Streitverhandlung ganz oder zum 
Theile anerkennt, so ist auf Antrag des Klägers dem Anerkenntnis gemäß 
durch Urtheil zu entscheiden. 

§ 395. Wenn der Beklagte den gegen ihn erhobenen Anspruch bei der 
mündlichen Streitverhandlung ganz oder zum Teile anerkennt, so ist auf An-
trag des Klägers dem Anerkenntnis gemäß durch Urteil zu entscheiden. 

Urtheil in Versäumnisfällen Versäumungsurteil 
§ 396. Wenn die erste Tagsatzung vom Kläger oder vom Beklagten ver-

säumt wird, so ist das auf den Gegenstand des Rechtsstreites bezügliche that-
sächliche Vorbringen der erschienenen Partei, soweit dasselbe nicht durch die 
vorliegenden Beweise widerlegt wird, für wahr zu halten und auf dieser 
Grundlage auf Antrag der erschienenen Partei über das Klagebegehren durch 
Versäumungsurtheil zu erkennen. 

§ 396. (1) Erstattet der Beklagte die Klagebeantwortung nicht rechtzeitig, 
so ist auf Antrag des Klägers ein Versäumungsurteil zu fällen. Sein auf den 
Gegenstand des Rechtsstreites bezügliches tatsächliches Vorbringen ist für 
wahr zu halten, soweit es nicht durch die vorliegenden Beweise widerlegt 
wird, und auf dieser Grundlage über das Klagebegehren zu erkennen. 

 (2) Bleibt eine der Parteien nach rechtzeitig erstatteter Klagebeantwortung 
oder nach rechtzeitigem Einspruch von einer Tagsatzung aus, bevor sie sich 
durch mündliches Vorbringen zur Hauptsache in den Streit eingelassen hat, so 
ist auf Antrag der erschienenen Partei ein Versäumungsurteil nach Abs. 1 zu 
fällen. 

 (3) Hat aber der Beklagte eine noch wahrzunehmende Prozesseinrede erho-
ben, so kann ein Versäumungsurteil nicht vor ihrer Verwerfung gefällt wer-
den. 

 (4) Die Folgen der Versäumung (§ 144) treten von selbst ein. § 145 ist nicht 
anzuwenden. 

§ 397. (1) Auf schriftliche Aufsätze, welche die ausgebliebene Partei etwa 
eingesendet hat, ist kein Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Versäumungsurtheil, wie das Urtheil über Verzicht oder Aner-
kenntnis sind in der ersten Tagsatzung vom Vorsitzenden oder von dem mit 
der Abhaltung dieser Tagsatzung betrauten Richter zu erlassen. 

§ 397. Über einen Antrag auf Erlassung eines Versäumungs-, Verzichts- 
oder Anerkenntnisurteils entscheidet der Vorsitzende des Senats. Im Fall des 
§ 396 Abs. 1 ist über den Antrag auf Erlassung eines Versäumungsurteils 
durch den Vorsitzenden als Einzelrichter binnen acht Tagen ohne Anberau-
mung einer Verhandlung zu erkennen. 

§ 397a. (1) Gegen ein nach § 396 gefälltes Versäumungsurteil steht dem 
Ausgebliebenen der mit vorbereitendem Schriftsatz zu erhebende Widerspruch 
zu; das Recht auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§§ 146 ff.) bleibt 

§ 397a. aufgehoben. 

962 der B
eilagen X

X
I. G

P - T
extgegenüberstellung

22 von 42

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

74
962 der B

eilagen

 

 

unberührt. Der vom Beklagten erhobene Widerspruch hat zu enthalten, was 
nach § 243 Abs. 2 als Inhalt der Klagebeantwortung vorgeschrieben ist; er 
kann auch weiteres Anbringen enthalten, soweit es nicht bei sonstigem Aus-
schluß der ersten Tagsatzung (§ 239) vorbehalten ist. 

(2) Die Widerspruchsfrist beträgt vierzehn Tage; sie kann nicht verlängert 
werden; sie beginnt mit dem Tag nach der Zustellung der schriftlichen Ausfer-
tigung des Versäumungsurteils an den Ausgebliebenen. 

 

(3) Ist der Widerspruch verspätet eingebracht, so ist er vom Prozeßgericht 
mit Beschluß zurückzuweisen. Sonst hat das Prozeßgericht ohne Abhaltung 
einer neuerlichen ersten Tagsatzung nach § 244 vorzugehen; der Widerspruch 
des Beklagten ist hiebei als rechtzeitig überreichte Klagebeantwortung zu be-
handeln. Zu Beginn der Streitverhandlung ist das Versäumungsurteil mit Be-
schluß aufzuheben, auch wenn die dafür anberaumte Tagsatzung nach § 170 
nicht durchgeführt wird; der Zustellung einer schriftlichen Ausfertigung dieses 
Beschlusses bedarf es nicht, ein Rechtsmittel ist gegen ihn nicht zulässig. 

 

(4) Derjenigen Partei, die den Widerspruch erhoben hat, ist der Ersatz aller 
Kosten aufzuerlegen, die durch ihre Versäumung und die Verhandlung über 
den Widerspruch verursacht worden sind. 

 

(5) Der Widerspruch kann längstens bei zum Ergehen eines der im Abs. 3 
genannten Beschlüsse zurückgenommen werden; auf seine Zurücknahme sind 
die Vorschriften über die Zurücknahme der Klage sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 398. (1) Wurde vom Beklagten die Klagebeantwortung nicht rechtzeitig 
überreicht, so kann der Kläger die Erlassung des Versäumungsurteils in der 
Hauptsache (§ 396) beantragen. Der Vorsitzende des Senats hat darüber als 
Einzelrichter binnen acht Tagen ohne Anberaumung einer Verhandlung zu er-
kennen. Der § 397a ist sinngemäß anzuwenden, wenn der Beklagte bei der ers-
ten Tagsatzung nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten war. 

§ 398. (1) Solange der Gegner des Säumigen keinen Antrag auf Erlassung 
eines Versäumungsurteils stellt, sind die Bestimmungen über das Ruhen des 
Verfahrens (§§ 168 bis 170) sinngemäß anzuwenden. 

(2) Durch einen anderen als den im Abs. 1 genannten Antrag kann das Ver-
fahren erst drei Monate nach Eintritt der Säumnis fortgesetzt werden. 

(2) Hat jedoch der Beklagte bei der ersten Tagsatzung die Einrede der Un-
zulässigkeit des Rechtsweges, der Unzuständigkeit des Gerichtes, der 
Streitanhängigkeit oder rechtskräftig entschiedenen Streitsache erhoben und 
wurde eine abgesonderte Verhandlung über diese Einrede angeordnet (§ 260), 
so kann der Kläger nach Verwerfung der Einreden die Erlassung des Versäu-
mungsurteils in der Hauptsache beantragen. Wurde eine abgesonderte Ver-
handlung über diese Einreden nicht angeordnet, so kann der Kläger zunächst 
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nur die Anberaumung einer Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung be-
antragen. Die Streitverhandlung hat sich in diesem Falle auf die bezeichneten 
Einreden zu beschränken. Werden sie verworfen, so ist sogleich auf weiteren 
Antrag des Klägers in der Hauptsache Versäumungsurteil zu erlassen (§ 396). 

(3) Das Erscheinen des Beklagten zur anberaumten Tagsatzung steht der 
Erlassung des Versäumungsurteils nicht entgegen; auf mündliches Vorbringen 
des Beklagten, das die Hauptsache betrifft, ist bei der Erlassung des Versäu-
mungsurteils kein Bedacht zu nehmen. 

 

(4) Das Ausbleiben des Klägers von der auf seinen Antrag anberaumten 
Tagsatzung hat das Ruhen des Verfahrens zur Folge. Der Beklagte kann weder 
die Erlassung eines Versäumungsurteils noch die Erstreckung der Tagsatzung 
zur Aufnahme der Verhandlung in der Hauptsache beantragen. 

 

§ 399. (1) Wenn nach rechtzeitig überreichter Klagebeantwortung die Tag-
satzung zur mündlichen Streitverhandlung anberaumt wurde und eine der Par-
teien diese oder eine spätere zur mündlichen Streitverhandlung bestimmte 
Tagsatzung versäumt, so kann die erschienene Partei bei dieser Tagsatzung die 
Fällung des Urtheiles beantragen. Bei der Urtheilsfällung ist auf neues that-
sächliches Vorbringen der erschienenen Partei, das mit dem Inhalte der von ihr 
überreichten Schriftsätze oder mit ihren früheren Erklärungen und thatsächli-
chen Angaben in Widerspruch steht, nur insoweit Bedacht zu nehmen, als das-
selbe dem Gegner vor der Tagsatzung durch vorbereitenden Schriftsatz mitge-
theilt wurde. Dagegen sind bei der Urtheilsfällung nicht bloß die Ergebnisse 
vorausgegangener Beweisaufnahmen, sondern auch die früheren Erklärungen 
und thatsächlichen Angaben der nunmehr säumigen Partei zu berücksichtigen, 
insofern die letzteren in überreichten vorbereitenden Schriftsätzen, im Ver-
handlungsprotokolle und dessen Anlagen oder im Protokolle beauftragter oder 
ersuchter Richter beurkundet sind oder den Gegenstand einer vom Gerichte 
bei einer früheren Tagsatzung verfügten Beweisaufnahme bilden. 

§ 399. Das Fernbleiben einer Partei, welche sich bereits durch mündliches 
Vorbringen zur Hauptsache in den Streit eingelassen hat, von einer Tagsat-
zung hindert weder den Fortgang des Verfahrens noch berechtigt es die andere 
Partei dazu, die Fällung eines Versäumungsurteils zu beantragen. 

(2) Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei in der Hauptsache das 
Urtheil zu fällen, zu einer Zeit gestellt, da über die bei der ersten Tagsatzung 
angemeldeten Einreden der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Unzustän-
digkeit des Gerichtes, der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft eine abgeson-
derte Verhandlung anhängig ist, so kann die Urtheilsfällung erst nach Verwer-
fung dieser Einreden erfolgen. 
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§ 402. (1) Der Antrag, wegen Säumnis einer Partei das Urtheil zu fällen 
(§§ 396, 398, 399), ist zurückzuweisen: 

§ 402. (1) Der Antrag, wegen Säumnis einer Partei das Urteil zu fällen 
(§ 396), ist zurückzuweisen: 

 1. …  1. unverändert. 
 2. …  2. unverändert. 
 3. …  3. unverändert. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

§ 414. (1) Das Urtheil ist auf Grund der mündlichen Verhandlung, und 
zwar wenn möglich, sogleich nach Schluss derselben zu fällen und zu verkün-
den. Mit dem Urtheile sind die Entscheidungsgründe zu verkünden. Die Ver-
kündung des Urtheiles ist von der Anwesenheit beider Parteien unabhängig. 
Bei Urteilen in Säumnisfällen kann die Verkündung durch die Bekanntgabe, 
daß das Urteil nach dem Antrage gefällt wird, ersetzt werden. 

§ 414. (1) Das Urteil ist auf Grund der mündlichen Verhandlung, und zwar 
wenn möglich, sogleich nach Schluss derselben zu fällen und zu verkünden. 
Mit dem Urteile sind die Entscheidungsgründe zu verkünden. Die Verkündung 
des Urteiles ist von der Anwesenheit beider Parteien unabhängig. Bei Versäu-
mungsurteilen kann die Verkündung durch die Bekanntgabe, dass das Urteil 
nach dem Antrage gefällt wird, ersetzt werden. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

Schriftliche Ausfertigung Schriftliche Ausfertigung 
§ 417. (1) … § 417. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Das auf Grund der §§ 179, 181 Abs. 2, 275 Abs. 2 und 278 Abs. 2 vom 

Gerichte für unstatthaft erklärte Vorbringen, sowie jene Beweise, deren Be-
nutzung wegen des fruchtlosen Verstreichens einer für die Beweisaufnahme 
bestimmten frist nicht gestattet wurde, sind im Urteil anzuführen. 

(3) Das auf Grund der §§ 179, 180 Abs. 2, 275 Abs. 2 und 278 Abs. 2 vom 
Gerichte für unstatthaft erklärte Vorbringen, sowie jene Beweise, deren Be-
nutzung wegen des fruchtlosen Verstreichens einer für die Beweisaufnahme 
bestimmten Frist nicht gestattet wurde, sind im Urteil anzuführen. 

(4) … (4) unverändert. 
§ 432. (1) … § 432. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
 (3) Einer Partei, die sich in einem Schriftsatz nicht verständlich auszudrü-

cken vermag, ist unter Setzung einer angemessenen Frist der Auftrag zu ertei-
len, den Schriftsatz nach Bestellung eines geeigneten Bevollmächtigten, erfor-
derlichenfalls eines Rechtsanwalts, neuerlich einzubringen, andernfalls der 
Schriftsatz als nicht eingebracht anzusehen ist. § 84 Abs. 3 gilt sinngemäß. 
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§ 434. (1) … § 434. (1) unverändert. 
(2) Klagen und Widersprüche gegen ein Versäumungsurteil (§§ 397a, 442a) 

können von einer Partei auch beim Bezirksgericht ihres Aufenthalts mündlich 
zu Protokoll erklärt werden; dieses Bezirksgericht hat das Protokoll dem Pro-
zeßgericht unverzüglich zu übersenden. 

(2) Klagen können von einer Partei auch beim Bezirksgericht ihres Aufent-
halts mündlich zu Protokoll erklärt werden; dieses Bezirksgericht hat das Pro-
tokoll dem Prozessgericht unverzüglich zu übersenden. 

§ 440. (1) Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist in der Regel schon die erste 
Tagsatzung zur Vornahme der Streitverhandlung zu bestimmen. Es kann je-
doch die abgesonderte Abhaltung einer ersten Tagsatzung zur Vornahme der 
im § 239 bezeichneten Processhandlungen angeordnet werden. In diesem Falle 
kann bei der ersten Tagsatzung auch der Sachverhalt soweit erörtert werden, 
als es nothwendig ist, um die für die Vorbereitung der mündlichen Streitver-
handlung erforderlichen prozeßleitenden Verfügungen zu treffen. 

§ 440. (1) Im bezirksgerichtlichen Verfahren soll tunlichst schon in der 
vorbereitenden Tagsatzung das Beweisverfahren durchgeführt werden. Ist aber 
insbesondere nach dem Inhalt der Klage anzunehmen, dass sich der Beklagte 
nicht in den Streit einlassen werde, so kann die vorbereitende Tagsatzung auf 
die in § 258 Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Punkte beschränkt werden; § 258 
Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) In Rechtsstreitigkeiten, welche die Richtigkeit einer Rechnung, eine 

Vermögensauseinandersetzung oder ähnliche Verhältnisse betreffen, bei denen 
eine erhebliche Anzahl von streitigen Ansprüchen oder Gegenansprüchen und 
Erinnerungen zu verhandeln ist, kann jedoch das Gericht den Parteien, wenn 
sie durch Rechtsanwälte vertreten sind, den Wechsel vorbereitender Schrifts-
ätze auftragen oder zur Vorbereitung der mündlichen Streitverhandlung die 
Parteien zu gerichtlichem Protokoll einvernehmen. 

(3) Sind die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten, so kann ihnen der 
Wechsel vorbereitender Schriftsätze aufgetragen werden. 

(4) Die mündliche Verhandlung ist womöglich bei der ersten über die Kla-
ge bestimmten Tagsatzung zu Ende zu führen. 

(4) aufgehoben. 

(5) … (5) unverändert. 
(6) … (6) unverändert. 

§ 441. Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes hat der Beklagte auch 
dann, wenn schon die erste Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung be-
stimmt ist, bei derselben vorzubringen, bevor er sich in die Verhandlung über 
die Hauptsache einlässt. Nach Abhaltung der ersten Tagsatzung oder nach Ein-
lassung des Beklagten zur Hauptsache kann die Unzuständigkeit des Gerichtes 
nur unter den Voraussetzungen des § 240 Absatz 2 berücksichtigt werden. 

§ 441. Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes hat der Beklagte vor-
zubringen, bevor er sich in die Verhandlung über die Hauptsache einlässt. 
Nach Einlassung des Beklagten zur Hauptsache kann die Unzuständigkeit des 
Gerichtes nur unter den Voraussetzungen des § 240 berücksichtigt werden. 

§ 442. (1) Bleibt eine der Parteien von der ersten, sei es zur Vornahme der 
im § 239 bezeichneten Prozeßhandlungen, sei es sofort zur Vornahme der 

§ 442. (1) Bleibt eine der Parteien von einer Tagsatzung aus, bevor sie sich 
durch mündliches Vorbringen zur Hauptsache in den Streit eingelassen hat, so 
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mündlichen Streitverhandlung bestimmten Tagsatzung oder bleibt der Beklag-
te von der ersten zur Vornahme der mündlichen Streitverhandlung bestimmten 
Tagsatzung nach vorausgegangener ersten Tagsatzung im Sinne des § 239 aus, 
so ist auf Antrag gegen den Ausgebliebenen gemäß § 396 Versäumungsurteil 
zu fällen. 

(2) Ein Versäumungsurteil ist jedoch nicht zu fällen, wenn der Beklagte be-
reits von der ersten Tagsatzung im Sinne des § 239 ausgeblieben war und ge-
gen ein deshalb ergangenes Versäumungsurteil Widerspruch nach § 397a er-
hoben hat. 

(3) Bleibt der Kläger von der ersten zur Vornahme der mündlichen Streit-
verhandlung bestimmten Tagsatzung nach vorausgegangener ersten Tagsat-
zung im Sinne des § 239 aus oder wird eine spätere Tagsatzung von einer der 
Parteien versäumt und soll in der Urteilsfällung (§ 399) auf neues thatsächli-
ches Vorbringen der erschienenen Partei Bedacht genommen werden, das mit 
dem Inhalte der von ihr etwa überreichten vorbereitenden Schriftsätze oder mit 
ihren früheren Erklärungen und thatsächlichen Angaben in Widerspruch steht 
und dem Gegner auch nicht vor der Tagsatzung durch vorbereitenden Schrift-
satz bekanntgegeben wurde, so ist dieses neue Vorbringen auf Antrag der er-
schienenen Partei zu Protokoll festzustellen und die säumige Partei unter Mitt-
heilung einer Abschrift dieses Protokolles neuerlich zur Streitverhandlung zu 
laden. Die weitere Säumnis des Gegners steht sodann der Berücksichtigung 
des zu Protokoll festgestellten Vorbringens bei der Urtheilsfällung nicht mehr 
entgegen. 

ist auf Antrag der erschienenen Partei ein Versäumungsurteil nach § 396 zu 
fällen. 

(2) Stellt der nicht durch einen Rechtsanwalt vertretene Gegner des Säumi-
gen keinen Antrag auf Erlassung eines Versäumungsurteils, weil trotz Säum-
nis einer Partei auf neues tatsächliches Vorbringen der erschienenen Partei 
Bedacht genommen werden soll, das mit dem Inhalt der von ihr etwa über-
reichten vorbereitenden Schriftsätze oder mit ihren früheren Erklärungen und 
tatsächlichen Angaben im Widerspruch steht und dem Gegner auch nicht vor 
der Tagsatzung durch vorbereitenden Schriftsatz bekannt gegeben wurde, so 
ist dieses neue Vorbringen zu Protokoll zu nehmen und die säumige Partei un-
ter Mitteilung einer Abschrift dieses Protokolles neuerlich zur Streitverhand-
lung zu laden. Die weitere Säumnis des Gegners steht sodann der Berücksich-
tigung des zu Protokoll festgestellten Vorbringens bei der Fällung des Ver-
säumungsurteils nicht mehr entgegen. 

§ 442a. (1) Gegen Versäumungsurteile nach § 442 Abs. 1 kann Wider-
spruch nach § 397a erhoben werden. 

§ 442a. aufgehoben. 

(2) Der Beklagte hat Anspruch auf Ersatz der Kosten eines von ihm erho-
benen Widerspruchs (§ 397a Abs. 4) nur, wenn ihm das Gericht nach § 440 
Abs. 3 aufgetragen hatte, das darin Enthaltene in einem Schriftsatz vorzubrin-
gen. 

 

§ 444. (1) Wenn sich bei einer Tagsatzung die Nothwendigkeit ergibt, einen 
Beweisbeschluss im Sinne des § 277 Absatz 3 zu erlassen und die Verhand-
lung nicht schon bei derselben Tagsatzung für geschlossen erklärt wird, kann 
von der Protokollirung des auf den Sachverhalt sich beziehenden Parteienvor-
bringens abgesehen und dessen Darstellung der Ausfertigung des Beweisbe-

§ 444. aufgehoben. 

962 der B
eilagen X

X
I. G

P - T
extgegenüberstellung

27 von 42

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

962 der B
eilagen

79  

 

schlusses vorbehalten werden. 
(2) Den Parteien sind Ausfertigungen des Beweisbeschlusses zuzustellen. 

Gegen etwa darin enthaltene unrichtige Angaben über das thatsächliche und 
Beweisvorbringen der Parteien kann bei der nächsten mündlichen Streitver-
handlung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist im Verhand-
lungsprotokolle oder mittels kurzer Niederschriften zu beurkunden. 

 

§ 448. (1) In Rechtsstreitigkeiten über Klagen, mit denen ausschließlich die 
Zahlung eines 130 000 S nicht übersteigenden Geldbetrags begehrt wird, hat 
das Gericht ohne vorhergehende mündliche Verhandlung und ohne Verneh-
mung des Beklagten einen durch die Unterlassung des Einspruchs bedingten 
Zahlungsbefehl zu erlassen, sofern nicht ein Zahlungsauftrag zu erlassen ist 
(§§ 548 bis 559). 

(2) Ein Zahlungsbefehl darf nicht erlassen werden, wenn 
 1. die Klage zurückzuweisen ist; 
 2. nach den Angaben in der Klage oder offenkundig (§ 269) die Forde-

rung nicht klagbar, noch nicht fällig, von einer Gegenleistung abhängig 
oder der Beklagte unbekannten Aufenthalts ist; 

 3. der Beklagte seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz im 
Ausland hat. 

§ 448. Für das bezirksgerichtliche Mahnverfahren gelten folgende Beson-
derheiten: 
 1. Für die Erhebung des Einspruchs bedarf es nicht der Vertretung durch 

einen Rechtsanwalt; Gleiches gilt für die Zurücknahme des Einspruchs. 
Schriftliche Einsprüche können auch in einfacher Ausfertigung und oh-
ne Beibringung von Rubriken überreicht werden; es genügt, dass aus 
dem Schriftstück die Absicht, Einspruch zu erheben, deutlich hervor-
geht. 

 2. Der Beklagte, der nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten ist, kann 
Einsprüche und Anträge auf Bewilligung der Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand auch beim Bezirksgericht seines Aufenthalts mündlich 
zu Protokoll geben; dieses hat das Protokoll dem Prozessgericht unver-
züglich zu übersenden. 

 3. Ist der Einspruch begründet, so ist dem Kläger eine Ausfertigung oder 
eine Abschrift des Schriftsatzes oder des ihn ersetzenden Protokolls zu-
zustellen. 

 4. Ist ordnungsgemäß Einspruch erhoben worden, so hat das Gericht nach 
den §§ 440 ff vorzugehen. 

§ 448a. (1) Hat eine Partei durch unrichtige oder unvollständige Angaben 
in der Klage die Erlassung eines bedingten Zahlungsbefehls über eine oder 
mehrere Forderungen samt Zinsen oder bestimmter Kosten erschlichen oder zu 
erschleichen versucht, insbesondere durch die Geltendmachung einer Neben-
forderung im Sinn des § 54 Abs. 2 JN als Teil der Hauptforderung, ohne dies 
gesondert anzuführen, so hat das Prozeßgericht über sie eine Mutwillensstrafe 
von mindestens 1 000 Schilling zu verhängen. 

§ 448a. aufgehoben. 

(2) Vermutet das Gericht insbesondere schon auf Grund der Klagsangaben, 
daß ein solcher bedingter Zahlungsbefehl erschlichen werden soll, so kann die 
Partei vorgeladen oder ihr die Klage mit der Anweisung zurückgestellt wer-
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den, die gleichzeitig zu bezeichnenden, für die Entkräftung der Vermutung er-
heblichen tatsächlichen Angaben zu machen. 

(3) Wird der Vorladung oder der Anweisung trotz vorheriger Bekanntgabe 
des drohenden Nachteils nicht oder nicht ausreichend entsprochen, so ist die 
anhängige beziehungsweise wieder eingebrachte Klage zurückzuweisen. 

 

(4) Gegen die nach Abs. 2 ergangenen Beschlüsse ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht statthaft. 

 

§ 449. Der Zahlungsbefehl hat neben den für Beschlüsse geforderten Anga-
ben zu enthalten: 

§ 449. aufgehoben. 

 1. die Aufschrift Zahlungsbefehl;  
 2. den Auftrag an den Beklagten, binnen vierzehn Tagen bei sonstiger 

Exekution die Forderung samt Zinsen und die vom Gericht bestimmten 
Kosten zu zahlen oder, wenn er die geltend gemachten Ansprüche be-
streitet, gegen den Zahlungsbefehl Einspruch zu erheben; werden meh-
rere Forderungen eingeklagt, so sind diese gesondert anzuführen; 

 

 3. den Beisatz, daß der Zahlungsbefehl nur durch Erhebung des Ein-
spruchs außer Kraft gesetzt werden kann; 

 

 4. den Hinweis, daß im Fall der Erhebung des Einspruchs das ordentliche 
Verfahren über die Klage stattfinden wird. 

 

§ 450. (1) Zahlungsbefehle können in gekürzter Form und mit Benützung 
einer Ausfertigung der Klage oder einer Rubrik ausgefertigt werden. Für die-
jenigen Fälle, für die keine Verordnung nach § 453 gilt, ist das Nähere durch 
Verordnung so zu regeln, daß die leichte und sichere Erfaßbarkeit des Inhalts 
der Urkunde für die Parteien gewährleistet ist und überflüssiger Arbeitsauf-
wand bei der Herstellung der Ausfertigungen vermieden wird. 

§ 450. aufgehoben. 

(2) Der Zahlungsbefehl ist dem Beklagten mit der Klage zuzustellen.  
(3) Gegen die Erlassung des Zahlungsbefehls ist ein Rechtsmittel nicht zu-

lässig, doch kann die im Zahlungsbefehl enthaltene Kostenentscheidung mit 
Rekurs angefochten werden. 

 

§ 451. (1) Gegen den Zahlungsbefehl steht dem Beklagten der Einspruch 
zu. Selbst wenn der Streitwert 52 000 S übersteigt, bedarf es dabei nicht der 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt; gleiches gilt für die Zurücknahme des 
Einspruchs. Schriftliche Einsprüche können auch in einfacher Ausfertigung 

§ 451. aufgehoben. 
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und ohne Beibringung von Rubriken überreicht werden; es genügt, daß aus 
dem Schriftstück die Absicht, Einspruch zu erheben, deutlich hervorgeht. Der 
Beklagte, der nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten ist, kann Einsprüche 
und Anträge auf Bewilligung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand auch 
beim Bezirksgericht seines Aufenthalts mündlich zu Protokoll geben; dieses 
hat das Protokoll dem Prozeßgericht unverzüglich zu übersenden. 

(2) Die Einspruchsfrist beträgt vierzehn Tage; sie kann nicht verlängert 
werden. Sie beginnt mit der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Zah-
lungsbefehls an den Beklagten. 

 

§ 452. (1) Mit der rechtzeitigen Erhebung des Einspruchs tritt der Zah-
lungsbefehl außer Kraft, soweit sich der Einspruch nicht ausdrücklich nur ge-
gen einen Teil des Klagebegehrens richtet. Verspätet erhobene Einsprüche 
sind ohne Verhandlung mit Beschluß zurückzuweisen. 

§ 452. aufgehoben. 

(2) Ist ordnungsgemäß Einspruch erhoben worden, so hat das Gericht nach 
den §§ 440 ff. vorzugehen. Ist der Einspruch begründet, so ist dem Kläger eine 
Ausfertigung oder eine Abschrift des Schriftsatzes oder des ihn ersetzenden 
Protokolls zuzustellen. 

 

(3) Der § 552 Abs. 4 und 5 ist sinngemäß anzuwenden.  
§ 453. (1) Das Mahnverfahren kann mit Hilfe automationsunterstützter Da-

tenverarbeitung durchgeführt werden, sobald hiefür die technischen und per-
sonellen Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 453. aufgehoben. 

(2) Der Zeitpunkt, ab dem bei einem Gericht nach der Erfüllung der Vo-
raussetzungen nach dem Abs. 1 das Mahnverfahren automationsunterstützt 
durchgeführt wird, ist vom Gerichtsvorsteher durch Edikt festzustellen; dieses 
Edikt ist spätestens 14 Tage vorher im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu ver-
lautbaren und der zuständigen Rechtsanwaltskammer zuzustellen. 

 

(3) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, zur Ermöglichung einer 
zweckmäßigeren Behandlung der Eingaben (§ 74) im Mahnverfahren mit Ver-
ordnung Formblätter einzuführen, deren sich der Kläger bei solchen Eingaben 
an ein Gericht, das das Mahnverfahren mit Hilfe automationsunterstützter Da-
tenverarbeitung durchführt, zu bedienen hat; diese Formblätter sind so auszu-
gestalten, daß sie der Kläger auch leicht und sicher verwenden kann. 

 

§ 453a. Für das Mahnverfahren, das mit Hilfe automationsunterstützter Da- § 453a. aufgehoben. 
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tenverarbeitung durchgeführt wird, gelten folgende Besonderheiten: 
 1. Klagen und andere Schriftsätze im Mahnverfahren können in einfacher 

Ausfertigung und ohne Beibringung von Rubriken überreicht werden; 
§ 81 Abs. 1 bleibt unberührt; 

 

 2. an die Stelle der Zustellung der Klage tritt die Zustellung des Zah-
lungsbefehls, wenn dieser den Klagsinhalt vollständig wiedergibt oder 
ihm eine Abschrift der Klage sowie die vom Kläger vorzulegenden 
(§ 81 Abs. 1) Abschriften ihrer Beilagen angeschlossen sind; das gilt 
sinngemäß für andere Anträge im Mahnverfahren und die hierüber er-
gehenden Beschlüsse; 

 

 3. (Anm.: Aufgehoben durch Artikel II Abs. 3 lit. c, BGBl. Nr. 71/1986)  
 4. ergeht ein Auftrag zur Verbesserung einer Eingabe (§ 84), weil sich der 

Kläger nicht des hiefür eingeführten Formblatts bedient hat, so ist die-
sem Auftrag das entsprechende Formblatt anzuschließen; 

 

 5. die §§ 11, 12 und 47 Abs. 4 zweiter und dritter Satz des Datenschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 565/1978, sind nicht anzuwenden; die Betriebs-
ordnung gemäß § 10 des Datenschutzgesetzes ist vom Bundesminister 
für Justiz zu erlassen; 

 

 6. der Bund haftet für durch den Einsatz der automationsunterstützten Da-
tenverarbeitung verursachte Schäden aus Fehlern bei der Durchführung 
des Mahnverfahrens; die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Scha-
den durch ein unabwendbares Ereignis verursacht wird, das weder auf 
einem Fehler in der Beschaffenheit noch auf einem Versagen der Mittel 
der automationsunterstützten Datenverarbeitung beruht; im übrigen ist 
das Amtshaftungsgesetz, BGBl. Nr. 20/1949, anzuwenden. 

 

Besondere Bestimmungen für das Verfahren in Ehesachen Besondere Bestimmungen für das Verfahren in Ehesachen 
§ 460. In Ehesachen (§ 49 Abs. 2 Z 2b JN) und Verfahren in anderen nicht 

rein vermögensrechtlichen aus dem gegenseitigen Verhältnis zwischen Ehe-
gatten entspringenden Streitigkeiten (§ 49 Abs. 2 Z 2c JN) gelten folgende be-
sondere Bestimmungen: 

§ 460. In Ehesachen (§ 49 Abs. 2 Z 2b JN) und Verfahren in anderen nicht 
rein vermögensrechtlichen aus dem gegenseitigen Verhältnis zwischen Ehe-
gatten entspringenden Streitigkeiten (§ 49 Abs. 2 Z 2c JN) gelten folgende be-
sondere Bestimmungen: 

 1. …  1. unverändert. 
 2. Es findet keine erste Tagsatzung statt.  2. Zur vorbereitenden Tagsatzung ist die Partei, nicht aber eine informier-

te Person nach § 258 Abs. 2 stellig zu machen. 
 3. …  3. unverändert. 
 4. Im Verfahren über die Nichtigerklärung oder die Feststellung des Be-

stehens oder Nichtbestehens einer Ehe hat das Gericht von Amts wegen 
 4. Im Verfahren über die Nichtigerklärung oder die Feststellung des Be-

stehens oder Nichtbestehens einer Ehe hat das Gericht von Amts wegen 
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dafür zu sorgen, daß alle für die Entscheidung maßgeblichen tatsächli-
chen Umstände aufgeklärt werden; der § 183 Abs. 2 gilt nicht. 

dafür zu sorgen, dass alle für die Entscheidung maßgeblichen tatsächli-
chen Umstände aufgeklärt werden; der § 183 Abs. 2 gilt nicht. Das Ge-
richt kann nicht erwiesene Tatsachenvorbringen unberücksichtigt las-
sen und von der Aufnahme von Beweisen Abstand nehmen, wenn sol-
che Tatsachen oder Beweise von einer Partei verspätet vorgebracht be-
ziehungsweise angeboten werden und bei sorgfältiger Berücksichtigung 
aller Umstände kein vernünftiger Zweifel besteht, dass damit das Ver-
fahren verschleppt werden soll und die Zulassung des Vorbringens oder 
der Beweise die Erledigung des Verfahrens erheblich verzögern würde. 
§ 179 gilt nicht. 

 5. …  5. unverändert. 
 6. …  6. unverändert. 
 6a. …  6a. unverändert. 
 7. …  7. unverändert. 
 7a. …  7a. unverändert. 
 8. …  8. unverändert. 
 8a. …  8a. unverändert. 
 9. …  9. unverändert. 
 10. …  10. unverändert. 
 11. …  11. unverändert. 

§ 498. (1) … § 498. (1) unverändert. 
(2) Welche Bedeutung dem Widerspruche beizumessen ist, der gegen ein-

zelne Feststellungen eines Protokolles erster Instanz oder gegen die in der 
Ausfertigung eines Beweisbeschlusses oder im Urteilstatbestande enthaltenen 
Angaben über tatsächliches und Beweisvorbringen (§§ 444, 445) rechtzeitig 
erhoben wurde, hat das Berufungsgericht, nötigenfalls nach mündlicher Ver-
handlung über die vom Widerspruche betroffenen Feststellungen und Angaben 
(§ 488), unter sorgfältiger Würdigung der Ergebnisse des Berufungsverfahrens 
und aller sonstigen Umstände zu beurteilen. 

(2) Welche Bedeutung dem Widerspruche beizumessen ist, der gegen ein-
zelne Feststellungen eines Protokolles erster Instanz rechtzeitig erhoben wur-
de, hat das Berufungsgericht, nötigenfalls nach mündlicher Verhandlung über 
die vom Widerspruche betroffenen Feststellungen und Angaben (§ 488), unter 
sorgfältiger Würdigung der Ergebnisse des Berufungsverfahrens und aller  
sonstigen Umstände zu beurteilen. 

§ 502. (1) … § 502. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 
(5) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht (5) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht 
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 1. …  1. unverändert. 
 2. …  2. unverändert. 
 3. für die unter § 55 Abs. 4 JN fallenden Streitigkeiten.  3. für die unter § 55 Abs. 4 JN fallenden Streitigkeiten; 
  4. für Streitigkeiten in Arbeits- und Sozialrechtssachen. 

§ 522. (1) Richtet sich das Rechtsmittel gegen eine Strafverfügung, gegen 
einen Beschluß prozeßleitender Natur, gegen die Zurückweisung eines Rechts-
mittels, eines Einspruchs gegen einen Zahlungsbefehl (§ 461) oder eines Wi-
derspruchs gegen ein Versäumungsurteil (§§ 397a, 398, 442a) als verspätet 
oder unzulässig oder gegen einen Beschluß, mit dem ein Antrag ohne Anhö-
rung der Gegenpartei abgewiesen worden ist, so kann das Gericht oder der 
Richter, dessen Entscheidung oder Verfügung angefochten wird, dem Rekurs-
begehren selbst stattgeben. 

§ 522. (1) Richtet sich das Rechtsmittel gegen eine Strafverfügung, gegen 
einen Beschluss prozessleitender Natur, gegen die Zurückweisung eines 
Rechtsmittels, eines Einspruchs gegen einen Zahlungsbefehl als verspätet oder 
unzulässig oder gegen einen Beschluss, mit dem ein Antrag ohne Anhörung 
der Gegenpartei abgewiesen worden ist, so kann das Gericht oder der Richter, 
dessen Entscheidung oder Verfügung angefochten wird, dem Rekursbegehren 
selbst stattgeben. 

(2) … (2) unverändert. 
§ 552. (1) … § 552. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Über rechtzeitig überreichte Einwendungen ist ohne neuerlichen Antrag 

des Klägers auf thunlichst kurze Zeit eine Tagsatzung zur mündlichen Streit-
verhandlung anzuberaumen. 

(3) Über rechtzeitig erhobene Einwendungen ist ohne neuerlichen Antrag 
des Klägers auf tunlichst kurze Zeit eine vorbereitende Tagsatzung anzube-
raumen. 

(4) … (4) unverändert. 
(5) … (5) unverändert. 
 (6) Bleibt eine der Parteien nach rechtzeitig erhobenen Einwendungen von 

einer Tagsatzung aus, bevor sie sich durch mündliches Vorbringen zur Haupt-
sache in den Streit eingelassen hat, so ist auf Antrag der erschienenen Partei 
ein Versäumungsurteil nach § 396 zu fällen. 

Verfahren Verfahren 
§ 571. (1) Über rechtzeitig angebrachte Einwendungen ist eine Tagsatzung 

zur mündlichen Verhandlung anzuordnen. Bei der Anberaumung der ersten 
und der etwa folgenden Tagsatzungen, sowie bei der Bestimmung von Fristen 
ist auf die Dringlichkeit der Bestandsachen besonders Bedacht zu nehmen. 

§ 571. (1) Über rechtzeitig erhobene Einwendungen ist eine vorbereitende 
Tagsatzung anzuberaumen. Bei der Anberaumung der ersten und der etwa fol-
genden Tagsatzungen sowie bei der Bestimmung von Fristen ist auf die Dring-
lichkeit der Bestandsachen besonders Bedacht zu nehmen. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
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 (4) Bleibt eine der Parteien nach rechtzeitig erhobenen Einwendungen von 
einer Tagsatzung aus, bevor sie sich durch mündliches Vorbringen zur Haupt-
sache in den Streit eingelassen hat, so ist auf Antrag der erschienenen Partei 
ein Versäumungsurteil nach § 396 zu fällen. 

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz 

4. Zuständigkeits- und Schiedsgerichtsvereinbarungen 4. Zuständigkeits- und Schiedsgerichtsvereinbarungen 
§ 9. (1) … § 9. (1) unverändert. 
(1a) … (1a) unverändert. 
(2) Eine Vereinbarung der Parteien, wonach ein Rechtsstreit durch einen 

oder mehrere Schiedsrichter entschieden werden soll, ist in Arbeitsrechtssa-
chen nach § 50 Abs. 2 und in Sozialrechtssachen unwirksam; in Arbeitsrechts-
sachen nach § 50 Abs. 1 ist eine solche Vereinbarung nur für bereits entstan-
dene Streitigkeiten wirksam; zur Aufhebung von Schiedssprüchen ist das zu-
ständige Landesgericht als Arbeits- und Sozialgericht (§ 36) berufen. 

(2) Eine Vereinbarung der Parteien, wonach ein Rechtsstreit durch einen 
oder mehrere Schiedsrichter entschieden werden soll, ist in Arbeitsrechtssa-
chen nach § 50 Abs. 2 und in Sozialrechtssachen unwirksam; in Arbeitsrechts-
sachen nach § 50 Abs. 1 ist eine solche Vereinbarung außer für Geschäftsfüh-
rer und Vorstandsmitglieder einer Kapitalgesellschaft nur für bereits entstan-
dene Streitigkeiten wirksam. Zur Aufhebung von Schiedssprüchen ist das zu-
ständige Landesgericht als Arbeits- und Sozialgericht (§ 36) berufen. 

(3) … (3) unverändert. 

Weitere Befugnisse des Vorsitzenden des Gerichts erster Instanz; Aufga-
ben der Dreiersenate der Oberlandesgerichte und des Obersten Gerichts-

hofs 

Weitere Befugnisse des Vorsitzenden des Gerichts erster Instanz; Aufga-
ben der Dreiersenate der Oberlandesgerichte und des Obersten Gerichts-

hofs 
§ 11a. (1) In Verfahren erster Instanz ist der Vorsitzende auch befugt, § 11a. (1) In Verfahren erster Instanz ist der Vorsitzende auch befugt, 

 1. …  1. unverändert. 
 2. …  2. unverändert. 
 3. Klagen, Rechtsmittel und Rechtsbehelfe sowie sonstige Anträge und 

Schriftsätze zurückzuweisen, soweit hiezu das Gericht erster Instanz 
außerhalb der mündlichen Streitverhandlung berufen ist; 

 3. in und außerhalb der mündlichen Verhandlung Beschlüsse, ausgenom-
men Endbeschlüsse, zu fassen und einstweilige Verfügungen zu erlas-
sen. 

 4. …  4. aufgehoben. 
(2) Die Oberlandesgerichte haben durch Senate, die sich nur aus drei Rich-

tern zusammensetzen (Dreiersenate der Oberlandesgerichte), zu entscheiden 
über 

(2) Die Oberlandesgerichte haben durch Senate, die sich nur aus drei Rich-
tern zusammensetzen (Dreiersenate der Oberlandesgerichte), zu entscheiden 
über 

 1. Angelegenheiten nach dem Abs. 1 Z 2 bis 4,  1. Angelegenheiten nach dem Abs. 1 Z 2 und 3, 
 2. Rekurse, die gegen Beschlüsse erhoben werden 
 a) die nur der Vorsitzende des Gerichts erster Instanz gefaßt hat; 

 2. Rekurse, die gegen Beschlüsse, ausgenommen Endbeschlüsse, erhoben 
werden, sowie 
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 b) über den Kostenpunkt sowie 
 3. …  3. unverändert. 

(3) Der Oberste Gerichtshof hat durch einen Dreiersenat (§ 7 des Bundes-
gesetzes über den Obersten Gerichtshof) zu entscheiden über 

(3) Der Oberste Gerichtshof hat durch einen Dreiersenat (§ 7 des Bundes-
gesetzes über den Obersten Gerichtshof) zu entscheiden über 

 1. Angelegenheiten nach dem Abs. 1 Z 3 und 4 sowie  1. Angelegenheiten nach dem Abs. 1 Z 3 sowie 
 2. …  2. unverändert. 

(4) Eine Nichtigkeit (§ 477 Abs. 1 Z 2 ZPO) liegt auch dann nicht vor, 
wenn an Stelle der Dreiersenate (Abs. 2 und 3) Senate nach § 11 Abs. 1 ent-
schieden haben. 

(4) Eine Nichtigkeit (§ 477 Abs. 1 Z 2 ZPO) liegt auch dann nicht vor, 
wenn an Stelle des Vorsitzenden im Verfahren erster Instanz oder der Dreier-
senate im Rechtsmittelverfahren (Abs. 2 und 3) Senate nach § 11 Abs. 1 ent-
schieden haben. 

Durchführung einzelner Tagsatzungen ohne fachkundige Laienrichter Durchführung einzelner Tagsatzungen ohne fachkundige Laienrichter in 
Arbeitsrechtssachen 

§ 11b. (1) Ist auch nur einer der geladenen fachkundigenLaienrichter zu ei-
ner Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung nicht erschienen und ist in-
nerhalb kurzer Zeit auch kein anderer zur Stelle, so kann der Vorsitzende diese 
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung allein durchführen, wenn beide 
Parteien in dieser Tagsatzung qualifiziert vertreten sind (§ 40 Abs. 1) und dem 
ausdrücklich zustimmen. Vorbehaltlich des Abs. 2 hat der Vorsitzende in die-
sem Fall alle Befugnisse des Senats. 

§ 11b. (1) Ist auch nur einer der geladenen fachkundigen Laienrichter zu 
einer Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung nicht erschienen und ist 
innerhalb kurzer Zeit auch kein anderer zur Stelle, so kann der Vorsitzende 
diese Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung allein durchführen, wenn 
beide Parteien dem ausdrücklich zustimmen. Die Zustimmung der nicht quali-
fiziert vertretenen Partei (§ 40 Abs. 1) ist nur dann wirksam, wenn sie vorher 
durch den Vorsitzenden über die Möglichkeit, ihre Zustimmung zu verwei-
gern, und die Rechtsfolgen ihrer Erklärung belehrt und diese Belehrung im 
Verhandlungsprotokoll beurkundet worden ist. Vorbehaltlich des Abs. 2 hat 
der Vorsitzende in diesem Fall alle Befugnisse des Senats. 

(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 

Verfahrensbesonderheiten Verfahrensbesonderheiten 
§ 39. (1) … § 39. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) Die Bestimmungen über die Gerichtsferien (§§ 222 bis 225 ZPO) sind 

nicht anzuwenden. 
(4) Die Bestimmungen über die verhandlungsfreie Zeit (§§ 222 bis 225 

ZPO) sind nicht anzuwenden. 
(5) … (5) unverändert. 
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(6) … (6) unverändert. 
(7) … (7) unverändert. 

Berufung und Rekurs Berufung und Rekurs 
§ 44. (1) Die §§ 500 Abs. 2 bis 4, 501, 508 und 517 ZPO sind nicht anzu-

wenden. 
§ 44. Die §§ 501 und 517 ZPO sind nicht anzuwenden. 

(2) Hat das Erstgericht über einen Streitgegenstand entschieden, der an 
Geld oder Geldeswert 26 000 S nicht übersteigt, so ist eine mündliche Ver-
handlung über die Berufung nur anzuberaumen, wenn das Gericht dies im ein-
zelnen Fall für erforderlich hält. 

 

§ 45. (1) Das Berufungsgericht hat in seinem Urteil auszusprechen, ob die 
Revision nach § 46 Abs. 1 zulässig ist; der Ausspruch ist kurz zu begründen; 
die Unrichtigkeit des Ausspruchs kann nur in einer außerordentlichen Revisi-
on beziehungsweise in der Beantwortung einer ordentlichen Revision geltend 
gemacht werden. 

§ 45. aufgehoben. 

(2) Das Rekursgericht hat den Abs. 1 sinngemäß anzuwenden; es darf die 
Zulässigkeit des Rekurses nach § 527 Abs. 2 erster Satz ZPO nur aussprechen, 
wenn der Rekurs nicht schon nach § 528 Abs. 2 Z 3 bis 6 ZPO unzulässig ist 
und es die Voraussetzungen des § 46 Abs. 1 für gegeben erachtet. 

 

(3) In Verfahren nach § 46 Abs. 3 hat ein Ausspruch nach Abs. 1 oder 2 zu 
unterbleiben; ein Ausspruch über die Zulässigkeit des Rekurses nach § 519 
Abs. 1 Z 2 ZPO oder nach § 527 Abs. 2 erster Satz ZPO ist auch bei Fehlen 
der Voraussetzungen des § 46 Abs. 1 zulässig. 

 

Revision und Rekurs an den Obersten Gerichtshof  
§ 46. (1) Anstelle des § 502 ZPO gilt, dass die Revision nur zulässig ist, 

wenn die Entscheidung von der Lösung einer Rechtsfrage des materiellen 
Rechts oder des Verfahrensrechts abhängt, der zur Wahrung der Rechtseinheit, 
Rechtssicherheit oder Rechtsentwicklung erhebliche Bedeutung zukommt, et-
wa weil das Berufungsgericht von der Rechtsprechung des Obersten Gerichts-
hof abweicht oder eine solche Rechtsprechung fehlt oder uneinheitlich ist. 

§ 46. aufgehoben. 

(2) Der Abs. 1 tritt, soweit in gesetzlichen Bestimmungen auf den § 502 
ZPO hingewiesen wird, an dessen Stelle. 
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(3) Die Revision ist auch bei Fehlen der Voraussetzungen des Abs. 1 in 
Verfahren zulässig 

 

 1. über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses, wenn der Streitgegen-
stand, über den das Berufungsgericht entschieden hat, insgesamt 
52 000 S übersteigt oder wenn der Fortbestand des Arbeitsverhältnisses 
strittig ist; 

 

 2. nach § 50 Abs. 2 sowie in besonderen Feststellungsverfahren nach § 54 
Abs. 1; 

 

 3. über wiederkehrende Leistungen in Sozialrechtssachen und über ver-
tragliche Ruhegenüsse. 

 

§ 47. (1) Die Rekursbeschränkungen des § 528 Abs. 1, Abs. 2 Z 1, 1a und 2 
und Abs. 2a ZPO sind nicht anzuwenden; an deren Stelle gelten die Voraus-
setzungen des § 46 Abs. 1 sinngemäß. Die Beschränkungen der Zulässigkeit 
eines außerordentlichen Revisionsrekurses nach § 528 Abs. 3 ZPO gelten 
nicht. 

§ 47. aufgehoben. 

(2) In Verfahren nach § 46 Abs. 3 ist ein Rekurs an den Obersten Gerichts-
hof auch bei Fehlen der Voraussetzungen des § 46 Abs. 1 zulässig. 

 

Mahnverfahren Mahnverfahren 
§ 56. Die Bestimmungen über das Mahnverfahren (§§ 448 bis 453a ZPO) 

sind anzuwenden. Der bedingte Zahlungsbefehl ist – vorbehaltlich der Befug-
nisse eines Rechtspflegers – vom Vorsitzenden zu erlassen. 

§ 56. Die Bestimungen über das bezirksgerichtliche Mahnverfahren sind 
anzuwenden. Der bedingte Zahlungsbefehl ist – vorbehaltlich der Befugnisse 
eines Rechtspflegers – vom Vorsitzenden zu erlassen. 

Verfahrensvereinfachungen Verfahrensvereinfachungen 
§ 59. (1) Anzuwenden sind die Bestimmungen über § 59. (1) Anzuwenden sind die Bestimmungen über 

 1. …  1. unverändert. 
 2. die abgesonderte Abhaltung einer ersten Tagsatzung und den Entfall 

einer Klagebeantwortung (§ 440 Abs. 1 und 2 ZPO); ist nach der Kla-
ge, besonders nach dem Inhalt ihr beigelegter Urkunden anzunehmen, 
dass sich der Beklagte in die Rechtsstreitigkeit einlassen wird, so soll 
keine abgesonderte erste Tagsatzung abgehalten werden; 

 2. den Entfall einer Klagebeantwortung (§ 440 Abs. 2 ZPO) und die Be-
schränkung der vorbereitenden Tagsatzung nach § 440 Abs. 1 ZPO; 

 3. …  3. unverändert. 
 4. die Versäumungsurteile und die Widersprüche gegen diese (§§ 442, 

442a ZPO); 
 4. die Versäumungsurteile; 

 5. …  5. unverändert. 
 6. …  6. unverändert. 
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(2) … (2) unverändert. 
§ 62. (1) Betreffen Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 namentlich be-

stimmte Arbeitnehmer, die nicht Partei sind, so ist auch diesen die Klage und 
die Ladung zur ersten Tagsatzung (ersten Tagsatzung zur mündlichen Streit-
verhandlung) zuzustellen; die Rechtskraft der in diesen Rechtsstreitigkeiten 
ergehenden Urteile sowie die Wirkungen nach § 61 erstrecken sich auch auf 
diese namentlich bestimmten Arbeitnehmer. 

§ 62. (1) Betreffen Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 namentlich be-
stimmte Arbeitnehmer, die nicht Partei sind, so ist auch diesen die Klage und 
die Ladung zur ersten Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung zuzustel-
len; die Rechtskraft der in diesen Rechtsstreitigkeiten ergehenden Urteile so-
wie die Wirkungen nach § 61 erstrecken sich auch auf diese namentlich be-
stimmten Arbeitnehmer. 

(1a) … (1a) unverändert. 
(2) In anderen Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 ist – außer den Zustel-

lungen an die Parteien – auch die Bekanntmachung des Gegenstandes der 
Rechtsstreitigkeit sowie des Termins der ersten Tagsatzung (der ersten Tagsat-
zung zur mündlichen Streitverhandlung) vorzunehmen; die Bekanntmachung 
ist durch einen Gerichtsbediensteten in dem Betrieb anzuschlagen, auf den 
sich die Rechtsstreitigkeit bezieht. Der Anschlag ist an einer für Betriebs-
kundmachungen dienenden Stelle oder an einem sonst für alle Betriebsangehö-
rigen zugänglichen Ort anzubringen; der § 26 Abs. 1 und 2 EO ist sinngemäß 
anzuwenden. Wenn vom Gericht keine längere Frist festgesetzt worden ist, 
darf die Bekanntmachung frühestens am dreißigsten Tag abgenommen wer-
den; das Beschädigen oder Entfernen der Bekanntmachung lässt die Gültigkeit 
der Zustellung unberührt. 

(2) In anderen Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 ist – außer den Zustel-
lungen an die Parteien – auch die Bekanntmachung des Gegenstandes der 
Rechtsstreitigkeit sowie des Termins der ersten Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung vorzunehmen; die Bekanntmachung ist durch einen Ge-
richtsbediensteten in dem Betrieb anzuschlagen, auf den sich die Rechtsstrei-
tigkeit bezieht. Der Anschlag ist an einer für Betriebskundmachungen dienen-
den Stelle oder an einem sonst für alle Betriebsangehörigen zugänglichen Ort 
anzubringen; der § 26 Abs. 1 und 2 EO ist sinngemäß anzuwenden. Wenn 
vom Gericht keine längere Frist festgesetzt worden ist, darf die Bekanntma-
chung frühestens am dreißigsten Tag abgenommen werden; das Beschädigen 
oder Entfernen der Bekanntmachung lässt die Gültigkeit der Zustellung unbe-
rührt. 

(3) … (3) unverändet 

Weitere Verfahrensbesonderheiten Weitere Verfahrensbesonderheiten 
§ 75. (1) Die Bestimmungen über das Ruhen des Verfahrens infolge Nicht-

erscheinens der Parteien (§ 170 ZPO), über das Urteil in Versäumnisfällen 
(§§ 396 bis 403 ZPO) sowie über die gekürzte Urteilsausfertigung, und die 
Notwendigkeit der Anmeldung einer Berufung (§§ 417 a, 459 letzter Satz, 461 
Abs. 2 und § 518 Abs. 1 letzter Satz ZPO) sind, ausgenommen in Rechtsstrei-
tigkeiten nach § 65 Abs. 1 Z 3 und 7, nicht anzuwenden. 

§ 75. (1) Die Bestimmungen über das Ruhen des Verfahrens infolge Nicht-
erscheinens der Parteien (§ 170 ZPO) sowie über Versäumungsurteile sind, 
ausgenommen in Rechtsstreitigkeiten nach § 65 Abs. 1 Z 3 und 7, nicht anzu-
wenden. 

(1a) … (1a) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
(3) Rechtsstreitigkeiten können im Umfang des Klagebegehrens durch ge-

richtlichen Vergleich ganz oder teilweise beigelegt werden. 
(3) Rechtsstreitigkeiten können durch gerichtlichen Vergleich ganz oder 

teilweise beigelegt werden. 
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Klagebeantwortung Klagebeantwortung 
§ 85. (1) In Rechtsstreitigkeiten nach § 65 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 bis 8 hat der 

Vorsitzende, ohne eine erste Tagsatzung anzuberaumen, dem geklagten Versi-
cherungsträger die Klagebeantwortung mit schriftlichem Beschluss unter Set-
zung einer Frist von zwei Wochen aufzutragen. 

§ 85. (1) In Rechtsstreitigkeiten nach § 65 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 bis 8 hat der 
Vorsitzende dem geklagten Versicherungsträger die Klagebeantwortung mit 
schriftlichem Beschluss unter Setzung einer Frist von zwei Wochen aufzutra-
gen. 

(2) … (2) unverändert. 

Gerichtsorganisationsgesetz 
Ausfolgung übergebener Waffen Ausfolgung übergebener Waffen 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 
(2) … (2) … 
 (3) Waffen, deren Ausfolgung nicht binnen sechs Monaten nach Übergabe 

verlangt wird, gelten als verfallen. Verfallene Waffen sind zu vernichten; so-
fern ihr Wert aber 1 000 Euro offenkundig übersteigt, durch Freihandverkauf 
zu verwerten. Stellt der Eigentümer oder rechtmäßige Besitzer noch zeitge-
recht vor der Verwertung oder Vernichtung einen Antrag auf Ausfolgung der 
Sache, so ist ihm die Waffe vorbehaltlich des Abs. 2 auszufolgen. 

 (4) Die Verwertung oder Vernichtung ist vom Verwalter des Gerichtsge-
bäudes (§ 1 Abs. 2) anzuordnen. Sofern der Übergeber bei Übergabe der Waf-
fe seinen Name und seine Anschrift bekannt gegeben hat, ist er zeitgerecht vor 
der Verwertung oder Vernichtung unter Hinweis darauf zur Abholung aufzu-
fordern. Ein allenfalls erzielter Erlös der Verwertung ist dem Eigentümer, 
wenn er dies binnen drei Jahren nach Eintritt des Verfalls verlangt, auszufol-
gen. 

 (5) Über die in dieser Bestimmung angeordneten Rechtsfolgen ist der Be-
sitzer bei Übergabe der Waffe schriftlich zu informieren. 

Rechtsanwaltsordnung 
 IX. Abschnitt 
 Schiedsgerichtsbarkeit 

 § 59. (1) Bei den Rechtsanwaltskammern können durch Beschluss der Ple-
narversammlung, beim Österreichischen Rechtsanwaltskammertag durch Be-
schluss der Vertreterversammlung jeweils Schiedsgerichte für Streitigkeiten 
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im Sinne der §§ 577 ff ZPO errichtet werden. 
 (2) Für die Schiedsgerichte der Rechtsanwaltskammern hat der jeweilige 

Ausschuss, für das Schiedsgericht des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertags die Vertreterversammlung eine Schiedsgerichtsordnung zu erlassen. 
Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags ist 
darüber hinaus befugt, eine Rahmenschiedsgerichtsordnung zu beschließen, in 
der die wesentlichen Grundsätze für die von den Rechtsanwaltskammern zu 
erlassenden Schiedsgerichtsordnungen festgelegt werden können. 

 (3) Die Organe der Schiedsgerichte sind bei der Ausübung ihrer Funktion 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 

Notariatsordnung 
 XII. Hauptstück 
 Schiedsgerichtsbarkeit 

 § 188. (1) Bei den Notariatskammern können durch Beschluss der Kollegi-
umsversammlung, bei der Österreichischen Notariatskammer durch Beschluss 
des Delegiertentags jeweils Schiedsgerichte für Streitigkeiten im Sinne der 
§§ 577 ff ZPO errichtet werden. 

 (2) Der Delegiertentag der Österreichischen Notariatskammer hat für die 
Schiedsgerichte nach Abs. 1 eine einheitliche Schiedsgerichtsordnung zu er-
lassen. 

 (3) Die Organe der Schiedsgerichte sind bei der Ausübung ihrer Funktion 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 

Allgemeines Grundbuchsgesetz 1955 
§ 119. Von den Erledigungen der Grundbuchsgesuche sind nebest dem An-

tragsteller nachstehende Personen von Amts wegen zu verständigen: 
§ 119. Von den Erledigungen der Grundbuchsgesuche sind nebest dem An-

tragsteller nachstehende Personen von Amts wegen zu verständigen: 
 1. …  1. unverändert. 
 2. …  2. unverändert. 
 3. …  3. unverändert. 
 4. …  4. unverändert. 
 5. …  5. unverändert. 
 6. Beschlüsse über die Einverleibung oder Vormerkung des Eigentums 

sind auch dem an erster Stelle stehenden Pfandgläubiger zuzustellen. 
 6. entfällt. 
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Grundbuchsumstellungsgesetz 
Grundbuchsabfrage Grundbuchsabfrage 

§ 6. (1)… § 6. (1) unverändert. 
(2) Auch zur Abfrage des Personenverzeichnisses sind jedoch befugt: (2) Auch zur Abfrage des Personenverzeichnisses sind jedoch befugt: 

 1. Notare, soweit sie als Gerichtskommissäre in Verlassenschaftssachen 
tätig werden, und nach Maßgabe des § 7; 

 1. Notare, um als Gerichtskommissär in Verlassenschaftssachen oder als 
Erbenmachthaber verbücherte Rechte des Erblassers zu ermitteln, und 
nach Maßgabe des § 7; 

 1a. Rechtsanwälte, um als Erbenmachthaber verbücherte Rechte des Erb-
lassers zu ermitteln und um Personen, die im Personenverzeichnis ein-
getragen sind, Abschriften und Mitteilungen über die sie betreffenden 
Eintragungen zu erteilen; 

 2. die Dienststellen des Bundes, der Länder und der Gemeinden sowie die 
Sozialversicherungsträger und der Hauptverband der Sozialversiche-
rungsträger, soweit dies zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufga-
ben notwendig ist. 

 2. unverändert. 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1994 (KHVG 1994) 
§ 7. (1) … § 7. (1) unverändert. 
(2) Die Beschränkung der Leistungsfreiheit gemäß Abs. 1 kann, wenn die 

Obliegenheit in der Absicht verletzt wurde, sich oder einem Dritten rechtswid-
rig einen Vermögensvorteil zu verschaffen, im Umfang dieses Vermögensvor-
teils entfallen. Wenn der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch 
ganz oder teilweise anerkannt, gegen einen bedingten Zahlungsbefehl nicht 
rechtzeitig Einspruch erhoben oder die Führung eines Rechtsstreits nicht dem 
Versicherer überlassen hat, kann die Leistungsfreiheit jedenfalls bis zur Höhe 
des dem Versicherer dadurch entstandenen Vermögensnachteils ausgedehnt 
werden. 

(2) Die Beschränkung der Leistungsfreiheit gemäß Abs. 1 kann, wenn die 
Obliegenheit in der Absicht verletzt wurde, sich oder einem Dritten rechtswid-
rig einen Vermögensvorteil zu verschaffen, im Umfang dieses Vermögensvor-
teils entfallen. Wenn der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch 
ganz oder teilweise anerkannt oder die Führung eines Rechtsstreits nicht dem 
Versicherer überlassen hat, kann die Leistungsfreiheit jedenfalls bis zur Höhe 
des dem Versicherer dadurch entstandenen Vermögensnachteils ausgedehnt 
werden. 

§ 34b. (1) … § 34b. (1) unverändert. 
(2) … (2) unverändert. 
 (3) Die §§ 7, 34b und 37a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2002 treten 1. Jänner 2003 in Kraft. 
§ 37a. (1) … § 37a. (1) unverändert. 
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(2) … (2) unverändert. 
(3) … (3) unverändert. 
(4) … (4) unverändert. 
(5) … (5) unverändert. 
 (6) Bestehende Versicherungsverträge sind bis zum 1. Jänner 2003 an die 

mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2002 geänderte Bestimmung des § 7 
Abs. 2 anzupassen. 
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